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Friedensverhandlungen.
Nach den monatelangen Verhandlungen in Paris ſcheinen die
Enteute Mächte nun zu einer Einmütigkeit gelangt zu ſein über
die Friedensbedingungen, die ſie Deutſchland und den Mittelmächten
vorlegen werden. Die neueſten Meldungen beſagen, daß die
Deutſchen am 20. März die Bedingungen erfahren werden, und
nach dieſem Datum in Paris erſcheinen können. Amtlich iſt ein
Termin noch nicht bekanntgegeben, doch deuten alle Nachrichten
darauf hin, daß die Entente die Friedensfindung nun ſehr be
ſchleunigen will. Das hat ſeine guten Gründe. Jn England
find wiederholt Unruhxn vorgekommen, da die Soldaten ſchnellſtens
demobiliſiert ſein wacklen. Jn Frankreich läßt die ſogenannte Zu
verläſſigkeit der Truppen ſehr viel zu wünſchen äbrig. Ueberdies
daben die innereg Kämpfe in Deutſchland den EntenteMächten
einen ſchnellen Friedensſchluß nahegelegt. Es iſt zu erwarten, daß
von einem ſzgenannten Vorfrieden“ abgeſehen wird. Die
Meldungen Zeſagen, daß die nun feſtgeſtellten Bedingungen der
Entente en d gültige ſein ſollen.

alkem, was bekannt wurde, ſoll von einer eigentlichen
Friedensverhandlung überhaupt nicht die Rede ſein. Die Deutſch
land zu diktierenden Friedensbedingungen ſeien einmütig feſtgelegt
und das beſiegte Land habe einfach zu erklären, ob es den Be
dingungen zuſtimme oder nicht. Das iſt ſo Kriegsbrauch. Die
Entente weiß, daß die deutſche Militärmacht es genau ſo gemacht
hätte, falls ſie der militäriſche Sieger geblieben wäre.

Die Form des Friedensſchluſſes ob Verhandlung oder Diktat
iſt nicht das Entſcheidende. Es kommt für uns auf die dik

tierten Bedingungen an. Dieſe Bedingungen ſehen vor, daß
das deutſche Volk niemals mehr eine militäriſche Macht werden
kann, die Europa oder die genze Welt in Schach hielte. Dies iſt
das eigentliche Grundprinzip des Friedensdiktats. Wie die Weſt
mächte das erreichen wollen, wie die Einzelmaßnahmen ausſehen

W gt nur r J deutſche Militärma wi in, ſie auf Freiwilligkeit beruhen. EineKriegsſotte datje Vercching nicht halten alle eiten Maß
nahmen ſollen lediglich dem inneren Ordnungsſchutze dienen uſw.

Zugleich wird betont, daß Deutſchland recht bald in den Völker
bund eintreten dürfe. Nebenher ſollen die wirtſchaftlichen
Beziehungen raſch im weiteſten Maße auch mit den Mittelmächten
wieder aufgenommen werden.
Die amerikaniſche Preffe verkündet, daß die allgemeinen Be

dingungen doch wohl ſo ſtreng ſeien, daß man eine deutſche Ab
lehnung erwarten könnte. Sollte das eintreten, ſo würde die
Blockade über Deutſchland aufrechterholten, bis Deutſchland die
Bedingungen annähme. Ob all dieſe Meldungen in der Tat
zutreffend ſind, wird man in etwa einer Woche erfahren.

Jm Ganzen genommen drängt die geſamte Lage zu einem
ſchleunigen Friedensſchluß. Die deutſche Arbeiterklaſſe
weiß, daß ſie von den imperialiſtiſchen Regierungen der Weſtmächte
nichts Gutes zu erwarten hat. Das hat das deutſche Volk ſeinen
früheren Gewaltherrſchern zu verdanken. Das ſchaffende deutſche
Volk appelliert aber an die Arbeiter in allen Ländern, mit ihm

t gegen etwaige unerhörte Zumutungen über das deutſche
olk den Widerſtand und den Kampf aufzunehmen. Die

Findung eines Friedens der Gerechtigkeit und Dauer iſt
nach dieſem Weltkriege eine Sache al ler Völker geworden, darauf
hat das ſchaffende deutſche Volk zu bauen.

4

Europa vom Zwangsmilitarismus befreit?
Ein Pariſer Funkſpruch beſagt: Der Oberſte Kriegsrat der

Alliierten hat den Antrag Lloyd Georges angenommen, dem
zufolge in ganz Europa die Wehrpflicht aufgehoben
wird. Ueberall ſoll an ihre Stelle das Freiwilligenfhyſtem
treten.

Das ſpätere deutſche Heer.
Paris, 10. März. (Reuter). Der Oberſte Kriegsrat beſtätigtbeute ſeinen veſchluß vom Sonnabend, wonach das deutſche Heer

ein Freiwilligen-Heer ſein muß. Man ſetzte die Stärke

De u nur de r iie urſprügglich geplant war. Die aten müſſen ſich auf zwJahre verpflichten. v
Das Ende der J täte Paris, 11. März. Der OberſteKriegsrat, der die Größe des deutſchen Heeres feſtlegte, beſtimmte

endgültig die Zahl der Geſchütze, Maſchinengewehre und Gewehre,
die Deutſchland behalten darf, und beſchioß, daß Deutſchland keine
Tanks und keine ift haben darf. Es darf nur
16 000 Matroſen zurückbehalten und nur wenige KriegsLuftzeuge
beſitzen. Die Vorräte an Material und Munition, die die feſt
geſetzte Menge überſchreiten, müſſen vernichtet und dürfen nicht
erſetzt werden.

Wilhelm bleibt frei. Paris, 10. März. (Reuter). Die Kom
miſſion zur Unterſuchung der Verantwortung kommt in ihrem Be
richt zu dem Schluß, daß unter dem heutigen internationalen Ge
ſetz der frühere deutſche Kaiſer und ſeine Ratgeber nicht vor
Gericht gebracht werden können.

Tunnel zwiſchen England und Frankreich. Eine Reuter
meldung beſagt, da der Beſchluß der engliſchen Regierung, einen
Tunnel durch den Aermelkanal zu bauen, ſo gut wie feſtſtehe.
Der Daily Mail zufolge wird von einer Kommiſſion in Paris
auch der erwogen, durch die Meerenge des Bosporusund von Gibraltar Tunnel zu bauen.

Danzi Polen Paris. 11. März. Der edensrat be
der deutſchen Grenze. Es beſteht Grund anzu

nehmen, daß der Rat der Forderung Polens nach Anshändigung
von Danzig, Neufahrwafſer und des Landſtreifens länge
des Weichſeltales, der die neuen polniſchen Häfen mit Polen ver
bindet, ſtattgeben wird.

Halle und den Saalkreis die Kreile Mer

Halle (Saale), Mittwoch, den 12. März 1919, 30. Jahrg.

Soßialdemokratiſches Organ
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Gegen den Religionsunterricht.
Anseinanderſetzungen in der Nationalverſammlung.

„Weimar, 11. März. (W. T. B) Präſident Fehrenbach
teilt mit, daß die Beerdigung es in Halle getöteten Oberſt
lentnants v. Klüber heute nachmittag 3 Uhr daſelbſt ſtattfindet.
Die Nationalverſammlung wird durch eine Abordnung bei der
Beiſetzung vertreten ſein und durch dieſe einen Kranz zu Ehren
des Verſtorbenen niederlegen laſſen. Die Nationalverſammlung
hörte die Worte der Anerkennung und des Dankes für den in
beſtialiſcher Weiſe Hingemordeten ſtehend an. Auf der Tages
ordnung ſtehen zunächſt Anfragen ohne Bedeutung.

Es folgt die Jnterpellation Aruſtadt über das Verhält
nis von Staat und Kirche.

Präſident Fehrenbach ſtellt feſt, daß kein Vertreter des
r zur Beantwortung der Jnterpellation da ſei.

s wird beſchloſſen, trotzdem zu verhandeln.

4 Jg. Mumm (D. N.) (zur Begründung): Es iſt das Empfinden
eiteſter Volkskreiſe, daß wir an der Stelle eines ueuen Kultur

kampfes ſtehen. Unſer armes Vaterland braucht im Jnnern Ruhe
und Frieden. Aber die Herren Ebert und Scheidemann haben ihm
dieſen Frieden nicht gegönnt. Eine ihrer erſten Taten war, den
Sprecher der freireligiöſen Gemeinde, Herrn Adolf Hoffmann, an
die Spitze des preußiſchen Kultusminiſteriums zu ſtellen. Redner
erörtert dann die vom ſächſiſchen Volksbeauftragten Buck erlaſſenen
Verordnungen über das Verhältnis von Kirche und Staat. Buck
habe auch die Simultanſchule durchgeführt, ohne irgendwie für einen
konfeſſionellen Religionsunterricht zu ſorgen. Ebenſo iſt in Ham-
burg die Brandfakel des religiöſen Zwiſtes in die Bevölkerung
hineingeſchleudert worden. Jn Braunſchweig hat man ſich nicht
einmal damit aufgehalten, Verordnungen zu machen. Die Schul
kinder der Hauptſtadt wurden hier von den ſogenannten Volks
kommiſſaren zu einer antichriſtlichen Weihnachtsfeier im Dome zu-
ſammengebracht, bei der es geradezu unglaublich zuging. Jn
Mecklenburg planen die Gewaltherrſcher die konfeſſionsloſe Ein
heitsſchnle. Wir rufen der Regierung zu: Keinen Schritt weiter
auf dem Wege geſetzlicher Verordnungen. Wir fordern für unſereSnder die Huiſtliche Schule und den Heiſlichen dieltgiensugterriht.

en
nationale Volkspartei kämpft für die Erhaltung der kirchlichen
Grundlage in Staat, Familie und Schule. Die Seele der Jugend
für den lebendigen Glauben zu iſt des chriſtlichen Lehrers
herrliche Aufgabe. Hier liegen die Kräfte, durch die wir einer Zukunft gewiß ſt

Reichskolonialminiſter Dr. Bell: Jch habe im Namen der
Reichsregierung folgende Erklärung abzugeben: Das Reich beſitzt
gegenwärtig keine Zuſtändigkeit auf dem Gebiete des Unterrichts-
weſens. Die Regierung kann deshalb nicht gegen etwaige glied-
ſtaatliche Eingriffe in die Regelung des Religionsunterrichts
Stellung nehmen. Jnwieweit in der Reichsverfaſſung Normativ-
beſtimmungen über das Unterrichtsweſen aufzunehmen ſind, wird
bei Beratung der Reichsverfaſſung zu prüfen ſein.

Abg. Hellmann (Soz.): Bei der Behandlung der Angelegen-
heit von Kirche und Staat hat ſich die ganze Ueberhebung und
Herrſchſucht der kirchlichen Kreiſe gezeigt. Die Kirche iſt nur eine
vorübergehende Erſcheinung. Die Kirche ſelbſt hat Schuld daran,

ß ſo große Teile des Volkes ihr feindlich geſinnt ſind. (Lärm
und Widerſpruch rechts und im Zentrum.) Wir geben aber ohne
weiteres zu, daß die einzelſtaatlichen Eingriffe in den Religions-
unterricht taktiſch unklug und vielfach auch taktlos waren.
Sie waren auch undemokratiſch, weil ſie der deutſchen und den
einzelſtaatlichen Nationalverſammlungen vorgriffen. Dieſe einzel-
ſtaatlichen Eingriffe entſprangen letzten Endes aber der langen
und ſchweren Gewiſſensnot weiter Kreiſe. Wir verlangen im
Jutereſſe der vollen Gewiſſensfreißeit die Beſeitigung desReligionsunterrichts als beſonderen Unterrichtsgegenſtand.

Die religionsloſe Schule ſoll nicht religionsfeindlich ſein, nur
kirchen feindlich. Unſer Jdeal iſt die duldende Menſchlichkeit
von Leſſings Nathan. Aber es iſt unmöglich, die religiöſe Unter-
weiſung mit einem Schlage zu beſeitigen, und deshalb haben die
Revolutionzregierungen folſch gehandelt. Eine Uebergangzzeit iſt
notwendig

Abg. Dr. Mausbach (Ztr.): Wir wollen, daß der Religions
unterricht unter Anſſicht der Kirchen ein Teil des Lehrplanes der
Volksſchule ſei. Wir fordern Sicherſtellung der ſtaatsbürgerlichen
Rechte des Einzelnen und die Gewiſſens und Religionsfreiheit in
der Reichsverfaſſung. Eine Kirchen und Schulpolitik nach Adolf
Hoffmann würde Deutſchland dem vollen Untergange entgegen
führen.

Nachmittagsſitzung.
Abg. Weiß (Dem.): Wir wollen das Verhäſtnis von Kirche und

Staat in möglichſt religionsfreundlichem Sinne gelöſt haben. Man
ſoll eine Reform des Religionsunterrichte herbeiführen. Ohne
religiöſe Kenntniſſe und Erledniſſe dürfen wir unſere Jugend nicht
laſſen. Möge ein feſtes, männliches, frei geſinntes, aber auch
fromm empfindendes Geſchlecht erzogen werden, das das Erforſch
bare erforſcht und das Unerforſchbare ruhen läßt. (Beiſall bei den
Demokraten, rechts und im Zentrum

Abg. Dr. Koeltzſch (Du.): Wir fordern die chriſtliche Volks
ſchule und den chriſtlichen Unterricht in der Volksſchule. Verſuchen

ie nur hineinzudringen in das Volksleben und Sie werden ſpüren,
daß das Religiöſe noch immer das Heiligſte und Teuerſte iſt, das
anzutaſten ſich niemand unterfangen ſollte.

Abg. Runkel (D. Vot.): Die Religion darf nie und nimmer
zu einer Parteiſache herabſinken. Der Religionsunterricht ſoll an
erſter Stelle in der Volksſchule ſtehen.

Miniſterpräſident Scheidemann Wir waren für heute vor
mittag auf die Fortſetzung der Sozialiſierungsdebatte eingerichtet.
Daher kommt es, das Reichsminiſter Preuß nicht zur Stelle war.
Wir haben nicht im geringſten die Abſicht gehabt, etwa Obſtruktion
zu machen. Wenn Sie damit einverſtanden ſind, daß dieſe Fragen
ur Zuſtändigkeit der Reichsregierung gehören ſollen, dann finden
ie meine volle Zuſtimmung.

Abg. Frau Zietz (U. Eoz.):
An der Rechtsgültigkeit der Verordnungen der Einzelſtgaten

kann nicht gezwerſelt werden. Wir freuen uns dieſer Verord
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nungen. Leider hat in Preußen Miniſter Haeniſch Angſt vor
der eigenen Courage bekommen. Uns gehen die Verord-
nungen noch nicht weit genug. Wir werden die Regierungen
vorwärtstreiben, wenn es nicht anders gebi durch neue revolutionäre Kundgebungen. (Unruhe rechts. Schule und Unterricht
müſſen Reichsſache werden. Die Schule ſoll für das Leben

und doher iſt in ihr für einen Religionsunterricht
kein Platz. (Lärm rechts und im Zentr.) Wir fordern die ob
ligatoriſche Ernteitsſchule. Die Kinder ſollen lernen, daß ſie
ihren Mitmenſchen hilfreich zur Seite ſtehen müſſen. (Zurufe:
Mit Bomben Der Religionsunterricht iſt bisher vielfach miß
braucht worden. Die Kinder in der Volksſchule wurden bisher
zur Untertänigkeit, zur Demut und zu Knechtſeelen er
zogen. Wir wollen freie aufrechte Menſchen. (Zurufe: Sparta
kNien!) Wir wollen den Sinn für alles Gute wecken. (Zurufe:
Lichtenberg Das Gute muß um des Guten wiüen geſchehen
nicht wegen Belothzunngen im Jenſeits. Wir erheben Einſpru
gegen den Mißbrauch der Kirche zur Unterdrückung der Arbei
ter. (Lärm.) Die Religionen ſind geſchichtlich geworden und
werden auch wieder einmal verſchwinden.

Präſident Fehrenbach: Das ſind wieder geſchichtsphiloſophiſche
Betrachtungen, die nicht zur Sache gehören. (Große Unruhe bei
den Soz.) Wenn die Vorredner dazu Anlaß gegeben haben, ſo
ändert das nichts an meiner Anordnung. (Bei den Vorrednern
haben die Vizepräſidenten präſidiert. ndauernder Lärm b. d.
Soz.) Jch verlange etwas mehr Reſpekt vor dem Präſidenten.
(Beifall rechts.)

Aba. Frau Zietz: Wir ſtellen der Religion die Weltanſchauung
des Sozialismus entgegen. Wir denken nie daran, damit
irgendeinen Gewiſſenszwang ausüben oder die Gewiſſens
freiheit antaſten zu wollen. Wollen die Eltern ihren Kindern
Religionsunterricht geben laſſen, ſo kann das außerhalb der
Schule geſchehen. Die volle Weltlichkeit des Staates muß in
die Verfaſſung aufgenommen werden. Beifall b. d. U. Soz.)

2 Uhr: Sozialiſierungs- und Kohlengeſetz. Schluß
r.

Neuer Generalſtreik.
Erneute Hampfaufnahme im Weſten.

Die bürgerliche Preſſe meldet:
Mülheim, 11. März. Nachdem die Regierung die Forde

rungen der radtkalen Arbeiterſchaft, nämlich die Bezahlung der
Streikſchichten und die Freilaffung der verhafteten Spartakiſten
führer, ablehnte, beſchloß eine Maſſenverſammlung einen
abermaligen Generalſtreik der Verglente und Jndu-
ſtriearbeiter. Die Mehrheltsſozialiſten und die Gewerk
ſchaften lehnten die Beteiligung ab. Der Streikbeginn iſt auſ
morgen (Mittwoch) früh feſtgeſetzt. Die Arbeiter ſollen die
Arbeit nicht eher wieder aufnehmen, 5is die Regierung
zurückgetreten iſt. Die Regierungstrugpen ergreifen Maß
nahmen, um Unruhen und drohende Sabotage zu verhindern
Die revelutisuären Arbeiterfübrer des Hamborner Reviers
proklamierten den Streikanſchlutz. Es kam zu Zuſammenſtößen
zwiſchen Polizeiwehr und Hamborner Demonſtranten. Maſchinen
gewehre wurden aufgefahren, zwei Perſonen getötet und ver
wunoet.

Eſſen (Ruhr), 11. März. (W. T. B.) Die Belegſchaft der
eche Courl (Harpener Bergbau A.G.) iſt bereits in den Aus

tcind getreten. Die Geſamtzahl der Ausſtändigen belief ſich in
der heutigen Frühſchicht auf 19 900 gegen 600 geſtern.

Politiſcher Streik in Sachſen.
Zwickau, 11. März. Heute früh ſind ſämtliche Belegſchaften

im Kohlengebiet Oelsnitz-Lugan in den Streik getreten, im
ganzen 14000 Mann, um auf die Verhandlungen, die zurzeit
unter Wirtſchaftsminiſter Schwarz in Zwickan ſtattfinden, einen
Druck anszuüben. Aus unverbürgter Quelle wird den Zwickauer
Neueſten Nachrichten gemeldet, daß mehrere hundert Mann der
Streikenden im Anmarſch auf Zwickan ſeien, um ihren Forderungen
mehr Nachdruck zu verleihen.

Der Ausſtand in Oberſchleſien.
Beuthen, 11. März. (W. T. B.) Jm Ansſtande befinden ſich

r s0 Grubendetriebe mit ungefähr 20000 Mann und
rei Hütten, nämlich: Laurahütte, Borſigwerk und Julienhütte,

Vielfach haben ſich die Arbeiter nur widerwillig dem Ausſtande
angeſchloſſen, von einem Generalſtreik kanſſ nicht die Rede ſein.

Geueralſtreik der Filmindnſtrie.
Berlin, 11. März. Der Zentralverband der Film und Kino

angehörigen; in dem ſämtliche Angeſtellten des Berufs gewerk-
ſchaftlich zuſammengeſchloſſen ſind, bar geſtern abend den General
ſtreik für die geſamte un ſarire erklärt. Welche Forde
rungen erhoben werden, iſt nicht gemeldet worden.

Aus Gotha. Weimar, 11. März. (W. T. B.) Da in Gotha
die von der Regierung entſandten Truppen ihre militäriſche Auf
en durchgeführt haben, iſt mit ihren Abtransport am 11. März
egonnen worden. Jn Gotha iſt ein großer Teil, der Waffen von

der Bevölkerung abgegeben worden. Die Umbildung der Be
wachungstruppen macht gute Fortſchritte. Der Streik iſt beendet.

Kein preußiſches Staatsoberhanpt. Den Gedanken der Ein
ſetzung eines beſonderen preußiſchen Staatspräſidenten wird man,
wie Berliner Blätter melden, in dem Entwurf einer provilsciſchen
Verfaſſung für Preußtzen vorausſichtlich fallen laſſen, um die
ziehende Gewalt in die Hände des Kadinetts zu legen.

Michaelis wurde gegangen. Oberpräſident Michaelis in Stettin,
der frühere Reichskanzler, wurde vom Miniſterium des Jnern
in Kenntnis geſetzt, daß die Regierung zum 1. April eine andere
Beſetzung des Oberpräſidentenpoſtens eintreten zu laſſen be
ahſichtige. Darauf reichte Dr. Michaelis ſein Abſchiedsgeſuch ein.
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Berlin.
Berlin, 12. März. (W. T. B.) Kleinere Kämpfe zwiſchen

Regierungsiruppen und Spartakiſten ſpielten ſich geſtern an ver
edenen Stellen der Stadt ab. Ein Detachement des r

zülſen heſetzte nach kurzem Widerſtand die Warſchauer Brü
die die Spartakiſten hatten ſprengen wollen, um den Vormarſch
der Regierungstruppen gegen Lichtenberg von dort aus zu verhindern. Ein größeres Spartakiſtenneſt, in dem die Angebörigen

der aufgelöſten VolksmarineDiviſion, ſowie Mannſchaften der
vepublikaniſchen Soldatenwebr zuſammenkamen, wurde geſtern von
Regierungstruppen iu der Zahlmeiſterei der Volksmarine Diviſion
in der Franzöſiſchen Straße ausgenommen. Man fand zwei Feld
eſchütze, 126 Maſchinengewehre, über 4000 Gewehre, mehrere
undert Renvolver, außerdem gewaltige Vorräte an Lebensmitteln,

Wolldecken und ſonſtigem unterſchlagenem Militärgnt. 24 mit
Revolvern bewaffnete Matroſen verſuchten die Regierungstruppen
niederzuſchlagen. Sie wurden ſtandrechtlich erſchoſſen. 250 ver

Angehörige der Volksmarine- Diviſion wurden nach dem
Zellengefängnis in Moabit geführt, wo das außerordentliche Kriegs
gericht über ſie als Meuterer das Urteil fällen wird. Die in der

ahlmeiſterei beſchlagnahmten 18000 Mk. wurden beim Kriegs
gericht niedergelegt.

Antwyrten Sie, Herr Noske! Weimar, 11. März. Der un-
abhängige Abgeordnete Haaſe hat in der Nationalverſammlung
zwei Anfragen eingebracht, eine über das Verbot der Freiheit
und der Republik, die andere über die rechtlichen Grundlagen
der Verhängung des Standrechts in Berlin.

Die Kämpfe um Lichtenberg.
Berlin, 12. März. Die Truppen des Oberkommandos Lütt-

witz ſtehen im Kreiſe um Lichtenberg und haden geſtern einzelne
kteine Patronuillen über die Ringbahn vorgeſchickt, aber kein ge-
ſchloſſener Truppenteil hat irgendwelchen Teil von Lichtenberg
beſetzt. Die Spartakiſten räumen ſeit heute morgen die Lichten
berger Stellungen. Sie haben eingeſehen, daß ſie ſich z ſchen
zwei Feuern befinden und nicht die geringſte Ausſicht haben, den tampf
mit Erfolg weiterzuführen. Sie haben an den dortigen Barrikaden
die Maſchinengewehre und Handgranaten liegen laſſen, zum Teil
auch die Gewehre. Sie verſuchen jetzt, in weſtlicher Richtung zu
entkommen.

Berlin, 11. März. Der Oberbürgermeiſter von Lichten
berg unterbreitete dem Reichswehrminiſter das Erſuchen, die
Aktion der Regierungstruppen gegen Lichtenberg einzuſtellen. Zu
den angebotenen Bedingungen gehörte die Aufſtellung einer
Volkswehr, in die auch geeignete Spartakiſten eintreten
ſollten. Ferner wurde ein Austanſch der Gefangenen und
völlige Straffreiheit für alle während der Kämpfe in die

ände der Regierungstruppen gekommenen und auch ſonſt an den
kämpfen beteiligt geweſenen Spartakiſten gefordert. Der Reichs

wehrminiſter hat dem Bürgermeiſter und der Bürgerſchaft von
Lichtenberg die größte Schonung der Stadt zugeſichert. Eine
Einſtellung der vor ihrer Beendigung ſtehenden Operation, hat
er abgelehnt, da auch dieſer Stützpunkt der Spartakiſten ge
reinigt werden ſolle.

Aus der Provinz.
Nach dem Generalſtreik.

Die bürgerliche, in trautem Verein mit der regierungsſozialiſtiſchen
Lügenpreſſe leiſtete in den letzten Tagen ganz Hervorragendes in
der Beſchimpfung der am Streik beteiligt geweſenen Arbeiter und
der Streikleitung. Mit den gemeinſten Mitteln, durch Entſtellung
der Wahrheit und Verdrehung der Tatſachen wird verſucht, die
Arbeiter gegen ihre Führer aufzuhetzen. Unter Zuhilfenahme einer
angeblich ſachlichen Darlegung des Herrn Berghauptmanns Scharfwil man den Bergarbeitern vormachen, daß dieſelben von ihren

Führern getäuſcht und ohne jeden Grund in den Generalſtreik
„gehetzt“ worden wären die Forderungen der Bergarbeiter
hätten auch auf dem Verhandlungswege durchgeſetzt werden können.
Es ſoll deshalb uoch einmal feſtgeſtellt werden, was auf dem Wege
der Verhandlungen vor dem Generalſtreik erreicht und was erſt
durch den Druck des Generalſtreiks erzwungen
worden iſt. tJn den mehr als dreiwöchentlichen Verhandlungen des Bezirks-
Bergarbeiterrotes mit der Reichsregierung vor dem Generalſtreik
ließ ſich die Regierung, obgleich wiederholt und eindringlich von
den Bergarbeitervertretern auf den Ernſt der Lage aufmerkſam
gemacht, abſolut nicht bewegen, den Bergarbeitern auch nur das

ingſte Maß von Mitbeſtimmungs- oder Kontrollrecht in den
etrieben einzuräumen. Das am 14. Februar in Weimar ge

chloſſene Kompromiß wurde am 23. Februar von der Vertrauens

mämer des mit immig abEr ri e e aeebetmn P. dleeet eg C
3 deru

re nur far die rr ne ang da Betriebs wurde den Werksdeſitzern anheimgeſtellt.
r den Druck des Generalſtreiks iſt erreicht worden:

1. Die Verankerung der Betriebsräte, Bezirksardeiterräte undz tralatbeuerretes als wirtſcheſtliche Jnftuntionen in der
a u

2 Betriebsräte für alle Reichs und Staatsdetriebe ſowie für
alle Privatbetriebe mit über 20 Arbeunehmern. Für die Ein
führung der Betriebsräte hat ſich das Rerchsa iſterium
unterſchriftlich rraſgt

3. Das Konrrollrecht der Betriebsräte.
4 a i Jnangriffnahme der Sozialiſierung des Kohlen

ergdaues.
Auch der ärgſte Haſſer der Arbeiterſchaft muß h daß

die letzten vier Punkte nach dem Verhalten der Regierung vor
dem Generalſtreik durch friedliche Verhandlungen niemals erreicht
worden wären. Zu tief war die Regierung ſchon in das kapitaliſtiſche
Fahrwaſſer hineingeraten, den Arbeiterräten hatte man bereits
das Grad geſchaufelt. Die Größe des Erfolges zeigt ſich in dem
Ka eha der Kapitaliſten. Jeder Ardeiter weiß, wofür er ge

mp

Weitere Gemeindewahl-Ergebniſſe.
Bei der Stadtverordnetenwahl in Brehna wurden 7 Unab

hängige und 5 Bürgerliche gewählt. Jn Mansfeld wurden
geh 6 Unodhängige Sozialiſten, 3 nur und

Bürgerliche. Jn Kloſtermansfeld entfallen auf die
Unabhängigen 10, auf die Bürgerlichen 2. Sitze. Erms-
leben. Auf die Unabhängige Liſte Riſtenbieter entfallen
10 Stadtverordnete, auf das vereinigte Bürgertum 8.
Nur 2 Stimmen fehlten noch, und die Unabhängigen in Leim-
bach hätten 10 Sitze im Stadtparlament erobert; ſo iſt das Erebnis: 9 ſozialiftiſche und 3 bürgerliche Stabtverordnete. u

Uſter. Gewählt wurden 8 Sozialdemokraten, 4 Bürgerliche.
Jn Mühlhanſen i. Th. erhielten die Unabhängigen 10 Sitze,
die Rechtsſozialiften 11 und die Bürgerpartei 15 Sitze. Die
neue Stadtverordnetenverfammlung in Magdeburg beſteht aus
s Unabhängigen, 44 EbertSozialiſten, 30 Büryerlichen. Bei
der Wahl in Erfurt wurden 22 Unabhängige, 9 Regierungs
ſozialiſten und 29 Bürgerliche gewählt.

Merſeburg. Ein Spiegelbild unſerer Auchſozialiſten.
Es dürfte wohl kaum einen Ort im deutſchen Reiche geben, in
welchem die Arbeiterfeindlichkeit und der Verrat an der Arbeiter
ſchaft der Scheidemannſozialiften ſo offenkundig zum Ausdruck ge
kommen iſt, als in Merſeburg. Der Genoſſe Langer (Vorſitzender
des Arbeiterrats), welcher bisher den Auchſozialiſten angehörte,
aber infolge ſeines volitiſchen Anſtandsgefühls innerlich ſchon längſt
einen Abſcheu vor feinen „Freunden“ empfand, erhielt am Freitag
voriger Woche, nachdem er zur Streikbeendigung einige Worte an
die verſammelte Arbeiterſchaft gerichtet hatte, von Herrn Kämpf
die Aufforderung, der „ehrſamen Partei“ (Ebert-Scheidemann) doch
baldigft den Rücken zu kehren. Die bisherigen Vorkommniſſe
machten dieſe reinliche Scheidung erforderlich. Zur Ehre des
Geächteten wollen wir mitteilen, daß der Uebertritt zur U. S. P.

Ausſchluß einmal näher an: Der Genoſſe Langer hat nichts
anderes getan, als was jeder anftändige Arbeiter und vor allen
Dingen jeder überzeugte Sozialdemokrat als ſeine vornehmſte Pflicht
empfinden muß. Durch dieſes Urteil, welches dieſe Verräter an
der Arveiterſache über ſich ſelbſt gefällt haben iſt einwandfrei
nachgewieſen, daß jeder auf politiſchen Anſtand Anſpruch erhebende
Arbeiter und Arbeiterin keine Minute länger im Kreife ſolcher
Perſonen verweilen darf. Genoſſe Langer, welcher ſeit Beginn der
Revolution nichts weiter tat, als ſeine ganze Kraft für die gerechte
Sache der Arbeiterſchaft einzuſetzen und dabei noch das Mißtrauen
der Arbeiterſchaft gegen die bezeichnete Geſellſchaft mit auf ſeine
Kappe nahm, wird, weil er ſeinen Parteigrundſätzen treu dlieb,
aus dem Bunde der „Anfrechtgehenden“ ausgeſchloſſen. Dieſer
T ende iſt unauslöſchlich und durch keinen „Druckfehler“ weg
zuleugnen.

Amtliches Wahlergebnis. Jn der Sitzung des Wahl
vorſtandes iſt folgendes Ergebnis der Stadtverordnetenwahlen
amtlich feſtgeſtellt worden Auf die einzelnen Wahlvorſchläge ent
fallen gültige Stimmen Mueller 292, Daniel 3463, Krüger 1038,
Bothe 1619, Frauenheim 3500. Gewaählt find ſomit folgende Be
werber vom Wahlvorſchlage Muneller: Mueller, Kanfmann vom
Wahlvorſchlage Daniel: Daniel, Wilhelm, Arbdeiterſetretär,

bereits angemeldet war. Aber ſehen wir uns die Gründe zum

Schmied, Koenen gWolf. Wilhelm, Lechitet i en Sag Ernſt,

Wahlvorſchlage Krüger: Geſchäſisbrer Bauer rig 3 oye, Jngenieur; vom See

e e en Senne veteterauwalt, Renitnl rauenheim: Franenheim,Se c Le uvitaſſenbuchalter. Dobber
Werkmeiſter, usfrau, verw., Weidlin ufre e tn 2n ren Manrermeiſter, Heilmann, Fabrildirektor.

ialiſtiſche BürgermeiſterS ä t di Eich lherorbnetenwadlen der Ungv
Wo Partei die abſolute Mehrheit gebracht. 14 Genoſſen
und 10 Bürgerliche ſißen im neuen Kyllegium, das am 5. März

e e e Micr e Perſteigerneter er Thormann, als 1. Schriftführer
fmann, als 2. Schriftführer Herr Otto gewählt.Kere nilalierer ihre Aemter hatten und

eigeordneter Wieck und Kämmerer Brückmann ſich in der Sitzung
anſchloſſen, waren fünf Neuwablen nßtig. Die Bürger-

lichen verlangten den Beigeordneten, da unſere Genoſſen von
vornherein erklärten, den freigewordenen Bürgermeiſtervoſten mit
einem Sozialdemokraten zu deſetzen. Aus den Wahlen gingen
jedoch hervor als Beigeordneter en. Roſenberg, als Läm
merer wie bisher Herr Brückmann, als Bandezernent Herr Wieck
und als Vlantagendezernent Genoſſe Steinweß. Die Wahl des
Bürgermeiſters beſchöſtigte auch die zweite Sitzung am ſolgenden
Tage. doch wurde die Sache nochmals vertagt, da unſere Genoſ en
erſt ihren Vorſchlag bringen wollen. Sie ließen die Bürgerlichen
nicht im Zweifel darüber, daß ſie den Bürgermeiſterpoſten unter
allen Umſtänden in Anſpruch nehmen und auch einen geeigneten
Genoſſen Zräſentieren Werden. Sie wieſen dabei auf Ebert als
früheren Sattlergeſellen und Scheidemann als Schriſtſetzer hin.
Jeder offene Kopf könne den Bürgermeiſterpoſten ausfüllen. Hett
ſtedt dürfte 27 wohl gef n deutſche Stadt ſein, die einen
ſozialiſtiſchen Bürgermeiſter wählt.Wut lebhafte Ansemanderſetzung gab es in der zweiten Sitzung

über den Lehrer- und Beamtenſtreik. Geuoſſin Looſe gab der
Entrüſtung der Arbeitec über Lehrer eznd Beamte Ausdruck.
Während die Kinder in der Schule nicht unentſchuldigt fehlen
dürften, ſtreikten die Lehrer grundlos. Beim Mansfelder Streik
vor i0 Jahren habe der damalige Bürgermeiſter ihrem geinaßregelten

Manne erwidert: Ja, warum fügen Sie ſich Jhren Vorgeſetzten
nicht! Die Arbeiter würden die Beamten trotz der Grundloſigkeit
des Streiks nicht maßregeln. Das Streikrecht werde ihnen auch
nicht abgeſprochen. Sie fänden ſogar die Unterſtützung der
Arbeiter, wenn ſie um beſſere Lebensverhältnifſe känpften. Die
Sozialiſterung liege auch im Intereſſe der Beamten. Sie hätten
ſich vorher mit den Arbeitern in Verbindung ſetzen müſſen.
Steinweg rügte das Verhalten der Aerzte ſcharf, die die Privat
patienten bevorzugt hätten. Die Gen. Lieder, Gebhardt und Hilde
brandt gingen zum Teil noch anf Einzelfragen des Streikes ein und
wiefen falſche Behauptungen der Gegner zurück. Von bürgerlicher
Seite ſprachen im Sinne der Lehrer, Beamten und Aerzte die
Stadtverordneten Dr. Stier und Thormann. Ein Beſchluß wurde
nicht gefaßt, doch hat die Ausſprache zweifellos viel dazu beigetragen,
den klaren Standpunkt unſerer Partei in der Streikfrage weiteren
Kreiſen zugänglich zu machen. Für die Sicherheitswache des
A. u. S.-Rates wurden wöchentlich 150 Mk. e r
bewilligt mit dem Zuſatz, daß die Sicherheitswache dem A. u. S.
Rat und der Polizeibehörde unterſtehe. Hierbei gab es noch eine
kleine Ausſprache über die Arbeiterräte. Dieſe beiden Sitzungen
zeigten ſchon, daß nun ein anderer Geiſt ins Stadtparkament ein
ezogen iſt. Unſere Genoſſen werden wahrmachen, was ſie er
lärten: Sie werden ſozialiſtiſche Politik treiben. Und Hettſtedt

wird dabei gut fahren. Zur Behebung der Wohnungsnot wurde
eine Kommiſſion eingeſetzt.

Schildan. Die erſte Sitzung des neugewählten Stadtparla
ments beſchäftigte ſich in der Hauptſache mit dem als Notſtands
arbeit geltenden Bahnproiekt Mockrehna Schildau. Wenn ein
gewiſſer Beitrag zu den erhöhten Unkoſten von der Stadt Schildau
oder den Intereſſenten übernommen würde, dann würde auch die
h ihren Beitrag dementſprechend erhöhen und bereit ſein,

000 Mk. vom Demobilmachungsfonds zu bewilligen. Der Be
trag wurde bewilligt.

Verontwort ich: für Poſtett Paul r den Angelegenheiten Karl och
m b. 5.; ck: Halliſche ſſeuſchafts Buch

Um

Neuwahl der Arbeiterräte.
om 3. März 1919 veröffentlichten Bekanntmachung Wahlen

fur den Rätekonareß, der am 26. März 1912 in Berlin

uſammentreten ſoll, gusgeſchrieben. Darnach ſollen, um
n Zweck des Kongreſſes zu erreichen, auch die einzelnen

Arbeiterräte neu gewählt werden. Die Neuwadlen müſſen
bis zum 16. März d. J. erfolgen. Eine Neuwahl der

bei Nachfragen

Die im hieſigen Stadtbezirke wohnhaften, zum Heere hierzu beſtellten Perſonen werden mit entſprechendeAmt e Bekunntmu un en einberufenen Offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften Ausweiſen verſehen werden. Die Hübrertoltet ſt ver
i ſind häufig polizeilich nicht abgemeldet worden. Pſlichtet, den mit der Durchführung und Kontrolle der

gen ihren Verbleib nachweiſen zu Eiererfaſſung beauftragten Perſonen jede gewünſchte Aus
können, ergeht an die in S 2 der Polizeiverordnung vom kunft zu erteilen.
15. Auguſt 1883 bezeichneten Meldepflichtigen das Erſuchen,

Der Zentralrat hat mit der im Deutſchen Reichsanzeiger d nachträglich bei dem zuſtändigen blief t
Auch die Wiederanmeldung der Kriegsteilnehmer, ſobald Dumert er wer en

ſiegler m n er n hDie gewöbnlichen An un meldevordr nnen e Künchhierzu verwendet werden ber Kier ben 3 ten ters a. 7 Seeidnung Sauſfan Ferant München et
Halle, den 7. März 1919. Die Polizeiverwaltung. der ergänzenden

Arbeiterräte kann dann unterbleiben, wenn ein Einſpruch
n die Unterlaſſung der Neuwahl ſeitens der zuſtän-

20. Lebensjahr erreicht haben und gegen Gehalt oder Lohn
beſchäftigt ſind, ſofern das Jahreseinkommen den Betrag auf Grund der Verordnung des Sten ſiMart nicht n ſomit alle, e kanzlers über Eier vom 12. Auguſt 1916 (R. G.Bl. S. 227

Staates oder der Gemeinde ſtehende Perſonen deren Kusführungs Anweiſung vom 24. Auguſt 1916 zu dieſer
Verorhnnng wie folgt abgeändert:

1,

von 10000 t rſteigt,Dienſte von Privaten Geſellſchaften

Jahresbezüge bis zu 10000 Mk. betragen. Als Wahl
ausweis gilt eine vom Arbeitgeber ausgeſtellte Beſche ni-
sung über Beſchäftigung und Lohn- bezw. Gehaltshöhe.

Gemeindebchörden in Anſpruch zu nehmen. Anträge ſind

vealle, den 12. März 1919.
Auf Grund der Bekanntmachn

Der Magiſtrat.

1919 wird folgendes beſtimmt: 1. Während des Monats

berechtigt.
Die Kleinhändler ſind verpflichte

anf die Verſorgung anderer Verbraucher abzugeben.

Kunde augemeldet ſind.

Halle, den 10. März 1819.
Auch in dieſem Jahre wird der Verkauf und die Schau rungsamt mitgereilt.

n folgende Neufaſſung: Von den abzu

W v lernUnter Schultüten (Oſtertüten) ſind Tüten zu verſtehen, 1. März dis Ende Jnni, der Reſt bis zum Ende dieſes
efüllt ſind und den Wirtſchaftsjahres abzugeben.

Sruns von Schultüten (Oſtertüten) ſowie ihre Verteilung v

oder vor den Schulen hiermit verboten. liefernden

die mit Süßigkeiten oder Spielſachen
Kindern früher bei Einſührung in
wurden.

Halle, den 7. März 1919.

ie Schule gegeben gerechnet.
barung

Nach Maßgabe der Beſtimmungen des
igen Parteiorganiſationen nicht erfolgt. Als Wahlbezirk amts für Nährmittel und Eier. vom 28. De

gilt die Gemeinde. Wahlberechtigt und wählbar zu Arbeiter Wird die Verordnung über den Verkehr mit Eiern im auf
räten ſind alle Perſonen beiden Geſchlechis, die das Stadtbezirk Halle vom 30. Januar 1918 und die dierzu

ſammelſtelle hat zu Anfkäufern beſtellt 1.

Die Durchführung der Wahl iſt Sache der örtlichen dorf, Gr. Märkerſtraße 5. 2. Herrn Tag,
aniſationen, doch ſteht es denſelben frei, die Hi 3. Frau Schmalz, Sternſtraße 13.Hrs ſtet f Hiebe e ar betr. Genehmigung des Magi

ofort im Wahlbureau (Bureau VIII, Gr. Berlin 11) zu ſtrats zur Adgabe von Bruteiern lantet künftig: Die vor
len. geſchriebenen Aufzeichnungen über die Verkänfe von EiernBrutz wecken ſind Ende Juni 1919 dem Oberſekretär

Schachtzabel. Marktplatz Wagegebäude, B

24. Mai 1918 betr. die tut d ne r b er r.8 betr. die Kohl nun den Stadt verwendeten Bruteier werden auf die iefernkreis Halle für die Zeit vom 1. Mai 1918 bis 39. April in Anrechnung gebracht. Sbwiieker de Mente

III. 5 5 lautet künftig:

II. 82

S t r eDer Magiſtrat. zelnen Hühnerhaltern wird die auf ſie hiernach im Eier
wirr nimgsgemäße und gleichmäßige Belieferung der ike dwirtſchaftejahr entfallende Anzahl Eier vom Stadternäh rung anmöglich ma den würde g der Bevölke

Delistzſch, den 11. März 1919.

Die neuen Lebensmittelkarten für Schwangere ſind
Voranslieſerung wird an Kegen Vorlegung der alten Stammkarten am Donnces

Mts. von früh s bis 12 Uhr im Rat-
werden die Genlge böſe wieberbollen Rom ionrn Zimmer Nr. 2, in Empfang zu nehmen. 3380 drt tn

ung
alle Kranken

Ter Magiſtrat. 4 Peaulktagte des Magrlrats unteczogen werden. Die

ertreters des Reichs gehören oder nicht.

bſ. 2, wird wie folgt abgeändert: Die Eier-
rau Pfennigs

V. s 11 lantet künftig: Zuwiderhandlungen gegen die fach bewahrt dar
Beſtimmungen dieſer Verordnung, insbeſondere die Nicht am lich geſchühten

Hühnerhalter, werden, ſoweit ſie nicht gemäß der Ver h e etber
ordnung gegen den Schleichhande! vom 7. M

trafbeſtimmungen der Verordnung vom214. April 1917 (R.- G.Bl. S. 374) mit Gefängnis di
euß. Landes einem Jahre und mit Geldſtrafe dis zu 10000 Mark oder
ezember 1918) mit einer dieſer Strafen beſtraft: neben der Strafe kann

d
geſtellten Erzengniſſe, auf die ſich die ſtrafbare Hand Wererlaſſene r r vom 6. April 19.8 bezieht, erkannt werden, ohne Unterſchied, ob ſie r ne 3 24

v Endlich behält ſich der Magiſtrat vor,r ernng äumigen Hühnerhaltern einen Teil
der ihrem Haushalt zuſtehenden Zuckermarken vorzuenthalten.

VI. 5 13 lautet: Dieſe Verordnung tritt am Tage ihre
Bekanntmachung in Kraft. J
653 die z g7 u Vorſchr 55 abgeänderten Be

W inmungen der Verordnung vom 30. Jannar 1918, ſowieenkerſtraße 18, der hierzn erlaſſenen Abänderungs: Verordnung vom

6 April 1918 ihre Gültigkeit.
Halle, den 8. März 1919.

den in der Abliefern

Auskunft umſonſt bel

ehwerhörigkeit
Ohrgerbusch, nerv. Ohrschwerr

ber unſere tanuſend

Menge Eier ſeitens der

därz 1918 Slänz. Größso
927) und

s zu

ier oder der verbotswidrig her

eea
Mit dem gleichen Tage ver

Der Magiſtrat.

ureaun 1, vor

Zur anteiligen Verſorgu

gender

reuß. Landesamt für Nährmittel und
Den ein

ſind mindeſtens o in der Zei

Delitzseh.
Verkauf von Nährmitteln.

Lonnerstag, den 13. ds. Mits., werden in allen 49 Ver
März gelten beim Einkauf kleiner Kohlenmengen von den der Kranken und verſorgungsberechtigten im Stadtkreiſe en e nen Ajouitt Nr. 19 aller Sebens
woten Kohlenkarten die Nummern 35--37 als vorzugs mit Eiern haben die Hühnerhalter

ihre Kund Eier n Jat an ihre Kunden anf gabe der dem Stadtkreiſe zur Aufbrinjede dieſer Nummern Zentner Briketts ohne Ruchſicht Am ab Eier werden Eiernmlegen r andererſeits aber auch von den Verbrauchern genommen

t r werdenHöhe für das vom 1. Februar 1919 bis 31. Jannor 19202. Die Kleinverbraucher ſind verpflichtet, ihren Bedarf aufende Eierwirtſchaftojahr vom Maoiſtr
bei demjenigen Kleinhändler zu decken, bei dem ſie als ſichtigung der vom Prent u

eine Feſtmmte nen mittelſcheine zuſammen 400 Gramm Rährmittel r
80 Pfg. ausgegeben.hre abzuliefern. Nach Maß Zuſammenſetzung von den Verkäufern gegeben,

290 Gramm Grangen, 80 Gramm Kartoffelgraupen,
120 Gramm Ferß,

Jegliche Verſchiedung dieſer fe
beim Einkanf wird ſtrengſtens verboten, da ſie die ord. Dann wird es die höchſte

Dieſe 400 Gramm müſſen in fol

enſuppen.
ſtgeſetzten Einzelmengen

a ie ſich ein paaro
8379 ſende Augengläyer

nſch.Der Magiſtrat. Sachgem. Unter ichung bein
t vom

Zur Durchführung der getroffenen Verein tany, den 13. ds.

Delitz ich, des 10. März 1919. Der Magikrat.

Opilter C. Schaefer,
r. Steinſtr. 293.

Vrillen, Klemimer

ferg. i.
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Die Arſachen des Kampfes. Sozialiſierung.
Die Verantwortung für die Plünderungen.

Bei Beratung des Sozialiſieruugsgeſetzes in der Weimarer
Nationalverſammlung hielt am Sonnabend, 8. März unſer Genoſſe
Wilh. Koenen eine Rede, aus der wir die wichtigſten Abſätze
wiedergeben.

Abg. Koenen Halle (Anabh. Soz.)
Für einen geborenen Sozialdemokraten müßte es jetzt die

froheſte Stunde ſeines Lebens ſein, wenn man endlich an dem
Wendepunkt der Tage die uns den Sozialismus bringen
ſollen. Aber Sie wiſſen ſchon aus den Ausführungen unſeres
Genoſſen Henke, daß wir das, was jetzt geſchieht, durchaus nicht
mit dem, was wir uns unter Sozialismus vorſtellen und erwarten,
in Einklang bringen können. Einig werden wir ja alle jein in
dem einen Hauptpunkt der großen Frage: wie kommen wir jetzt
aus der Wirtſchaftsnot heraus Das iſt die Frage, die uns ietzt
alle beſchäftigt. Beginnen wir aber dieſe Frage zu beantworten,
fo ſcheiden ſich die Geiſter in drei Gruppen.

Die eine Gruppe meint, die Wirtſchaftsnöte könnten nur über-
wunden werden, indem man die kapitaliſtiſchen Unternehmer in
vollem Umfange wieder in ihre Rechte einſetzt und ſie wieder vom
Standpunkte des Profits wirtſchaften läßt.

Die andere Gruppe und das iſt die Mehrheit möchte
zwar den Kapitalismus etwas abbauen, weil ſie dazu gedrängt
wird. Aber alle ſind ſie der Ueberzengung, daß ein ernſter
Zugriff beim Kapitalismus noch nicht erfolgen kann, ſondern

ſte wollen den Kapitalismus beſtehen laſſen
und nur einige Auswüchſe ftaatsrechtlicher und betriebsrechtlicher
Art beſchneiden. Dieſer iſt nach unſerer Ueberzeugung der
allerunglücklichſfte. Dann muß man dazu komwen, daß die Unter
nehmerfrendigkeit, die Berufsfreudigkeit, die Jnitiative, das Ver
antwortlichkeitsgetühl der Unternehmer eingeengt werden müſſen.
Oder man darf überhaupt nicht an den Unternehmer beran, man
muß ſich rein mit den Vertriebsmonopolen beſchäftigen, ſich nur
auf dieſe beſchräuken, indem man ſtaatsfiskaliſche Grundſätze an
wendet, die man fälſchlich mit dem Namen „Soziaſismus“ belegt.
Das iſt der Weg, der hier jetzt gegangen werden ſoll. Der
Kapitalismus bleibt, der gzrivate Unternehmer bleibt beſtehen.
Auch dei der fünftigen Bewirtſchaftung werden dieſe Herren
nach wie vor ihren Proſit finden. Sie haben aber nur ein
Jntereſſe, wenn ſie Profit machez können. Das wird aber heißen,
daß man jetzt nur Halbheiten und Flickwerk macht, an dem keiner
eine Freude hat, und wodurch man einen Aufbau des wirtſchaft
lichen Lebens niemals erleben wird.

Es bleibt nach unſerer Ueberzeugung nur der dritte Weg, und
der iſt der

die arbeitenden, ſchaffenden Kräfte im vollen Umfange zu
interejſieren;

denn nur dann, wenn Arbeiter und Angeſtellte in vollem Umfange
an ihrer Tätigkeit intereſſiert werden, werden wir aus dieſem
Chaos herauskommen können. (Sehr richtig! bei den U. S.) Einer
der Herren hat den Gegenſatz zwiſchen geiſtiger und körvperlicher
Arbeit hervorgehoben. un wir von Arbeit ſprechen, fo meinen
wir beides: körperliche und geiſtige Arbeit. Ohne die reſtloſe

dieſer werktätigen Kreiſe werden wir aus dem
haos nie heranskommen, ſondern nur durch die Mitwirkung

dieſer werktätigen Kreiſe. Da r ſich's, wie iſt das zu erreichen
Die Antwort lautet: Durch den Sozialismus, den wir alle wollen.
Allerdings der unverfälſchte, der wirkliche Sozialismus. (Buruf
bei den Soz.: Ruſſiſche Ausgabe! Heiterkeit.) Ausſchlaggebend
dafür, daß die Arbeiter dem Sozialismus anhängen, iſt die Tat
ſache, daß er eine neue Wirtſchaftsform bedeutet. Dieſe Wirtſchafts
torm jetzt aufzurichten, dazu müſſen wir Hand anlegen. Das
Wefen des Sozialismus iſt Ausſchaltung der Ansbeutung. Darin
liegt auch der Grund, warum die Arbeiter dem Sozialismus an
hängen. Sie fühlen und wiſſen, daß nur durch den Sozialismus
endlich die Ausbeutung überwunden werden kann. Jſt das ge
ſchehen, dann ſind manche praktiſchen Folgen zu erwarten, die wir
vom Sozialismus vorausgeſehen haben.

Es zeigt ſich, daß der Weg, den die Regierung beſchritten hat,
falſch iſt. Wenn ſie das Kohlenſyndikat übernimmt, ſo hat ſie
damit noch nicht den Punkt wo letzten Endes den
Arbeiter die Ausbeutung drückt. Das Kohlenſyndikat iſt die handels
mäßige Zuſammenfaſſung der großen Grubenunternehmer. Es
kommt aber darauf an, diejenigen Stellen zu treffen, die die
Produktion leiten die Generaldirektionen. Dort muß zugegriffen
werden, weil dort die Ausbeutung beginnt. Es genügt nicht, daß
von irgend einer Stelle der Regierung eine Kontrolle über dieſe
Unternehmungen ausgeübt wird, ſonderu Sozialismus bedeutet
mehr! Sozialismus iſt nicht Verſtaatlichung
Vergeſeüſchaftung ördentet, daß die Glieder, die ſchaffen und
arbeiten, auch die mitbeſtimmenden Glieder ſind, auch mit zu

ſchalten und zu walten haben.
Zu dieſem Zweck iſt wiederholt in den letzten Wochen und

Monaten die Forderung der direkten Mitwirkung der Arbeiter und
Angeſtellten durch ihre Vetriebsräte aufgeſtellt worden. Es iſt
die Kontrolle durch dieſe Betriebsräte verlangt worden. Sie
ſollten die Richtung für die inneren techniſchen Angelegenheiten
des Betriebes geben. Wie war es nun bishex? Bisher ſind es
die Aktionäre und die Aufſſichtsräte, die die Richtung geben und
die Kontrolle ausüben. Dieſe zuſammengelaufenen Kapitaliſten,
die kraft ihrer Taufendmarkſcheine ohne irgendwelches innere,
ethiſche, ſittliche oder moraliſche Recht entſcheiden über das Wohl
und Wehe von Tauſend und Zehntauſenden von Arbeitern, aus dem
Sattel 37 heben, ihren Einflu vollſtändig auszuſchalten, das iſt
das Gebot des Sozialismus. (Sehr richtig! bei den U. S.) Wenn
wir dieſe Stellen ausſcheiden und den Beſitz durch das Volksganze
einſühren wollen, dann brauchen wir Organe, die an die Stelle
dieſer kontrollierenden und verwaltenden Funktionäre treten. Da
iſt es viel natürlicher, wenn die Zehntauſende, die in den Be
trieben mit ihrem ganzen Leib und Leben arbeiten, auch auf die
Leitung einen maßgebenden Einfluß ausüben. Das kann uur ge

ſchehen, indem man F
das wirtſchaftliche Räteſhſtem

unumwunden anerkennt. (Zuſtimmung bei den U. S) G gibt
keinen anderen Weg als dieſen, nämlich die Betriebsräte, die Be
irksräte der Arbeiter und ſchließlich die Zentralräte der einzelnen
nduſtrien im vollen Umfange zu den tatſächlichen Sachwaltern

der ſozialiſtiſchen Republik zu machen, wenn wir eine ſozialiſtiſche
Republik hätten. (Sehr wahr! bei den U. S.) Dieſes Räteſyſtem
zur Durchführung zu bringen, darum kommen Sie gar nicht hekum.
Sie kommen aus dem Chaos nicht anders heraus, als daß Sie im
vollen Umfange die Arbeiter und Angeſtellten für die Betriebsräte
intereſſieren, indem Sie in ihre Hand das Geſchick der Werke legen.
Welches ſind nun die Folgen davon, wenn das Räteſyſtem durch
geführt wird Ich werde-verſuchen, die Wirkungen des Sozialis-
mus aufzuzählen gegen die von den Herren auf der Rechten
immer wieder angelaufen worden iſt, ohne daß dieſe Wirkungen bis
her überhaupt feſtgeſtellt worden ſind. Das Räteſyſtem, die
Grundlage der wirklichen Sozialiſierung, wird es mit ſich bringen.
daß die Arveitsunluſt aufhört. Sie kann nur überwunden
werden dadurch, daß man den Arbeitern das Gefühl des Ausge-
beutetwerdens nimmt. Als zweites wird die geſundheitliche Siche
rung der Betriebe im vollſten Umſange in Frage kommen. Wenn
niemand mehr den Unfallgefahren, den rieſenhaften Schwierigkeiten,
den Vetriebskrankheiten uſw. ausgeſetzt iſt, dann wird Arbeits
ſicherheit und Arbeitsfreudigkeit kommen. Eine dritte Wirkung
wird fein, daß die Arbeiter, wenn ſie das Gefühl los ſind, das
ſie für jemand anders ſchuften, d ſie wiſſen, daß ſie ſich ſelbſt
regieren, keinen Wert mehr. darauf legen werden, ſich gegen'eltig

Es wird ganz von ſelbſt kommen, daß keinauszukonkurrieren.
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Arbeiter und Angeſtellter ſeine Kenntniſſe, Schliche und Kniffe,
das Spezialwiſſen, das er ſich angeeignet hat, um es für ſich i
lich innerhalb des Betriebes anzuwenden, für ſich behalten wird,
ſondern er wird das größte Intereſſe daran haben, alle dieſe
Spezialkenntniſſe zu verbreiten, damit ſie für alle angewandt
werden können. Viertens wird in r beim ſozialiſierten
Unternehmen das Betriebsgebeimnis, das jetzt die Konkurrenz ſo
ſehr betonen muß, ſelbſtverſtändlich nicht mehr für die einzelnen
Betriebe zur Anwendung kommen, ſondern wird mit allen zu Ge
bote ſtehenden Kräften auf alle übrigen Betriebe übertragen werden
müſſen, damit die ganze Jnduſtrie den Nutzen davon hat. nie
wird durch das Räteſyſtem die Betriebsorganiſation einheitlicher,
durchgreifender geſtaltet werden können, als es bisher geſchehen
iſt. Wichtiger aber noch iſt die Organiſierung der Technik inner-
halb der einzelnen Jndnuſtriezweige, die auch nur durch dieſe G
ſammenfaſſung. erfolgen kann. (Sehr wahr! bei den U. S.) Bis-
her ging der einzelne Unternehmer darauf aus, für ſich allein die
Erfindungen zu verwerten, ſeinen Betrieb techniſch ſo zu geſtalten,
daß er den Vorteil davon hatte. Ein Heer von Technikern, Wiſſen
ſchaftlern, Chemikern uſw. iſt tätig geweſen, um einzelnen Unter-
nehmern z dienen, oder aber auch wie es leider in viel
größerem Maße der Fall war der Mordinduſtrie, der Rüſtungs-
induſtrie dienſtbar zu ſein. Dieſe große Zahl der Techniker,
Wiſſenſchaftler, Chemiker uſw. werden in einer ſozialiſierten Jn-
duſtrie planmäßig zuſammenwirken. Welche ungeahnte Möglich-
keiten da vor uns legen, hat der Krieg ſchlagend bewieſen. Und
ich glaube, es kann für die Jngenienre, Wiſſenſchaftler, Chemiker
uſw. eine Erleichterung, ein erhebendes Gefühl ſein, zum Wieder-
aufban des zerrütteten Wirtſchafislebens und zum Wohle der
Menſchheit beizutragen, während ſie bisher ihre geiſtige Tätigkeit
verwenden mußten, um Mordwerkzenge zu ſchoffen. Und ſchließlich
wird durch die Zuſammenfaſſung die Nenorganiſierung der ganzen
Jnduſtriezweige vlanmäßig durchgeführt werden. Wer von Jhnenfrüher dem Erfurter Programm zugeſtimmt hat, weiß, daß

die Krönung des Sozialismus
gerade darin beſteht, daß nicht mehr anarchiſch die einzelnen Unter
nehmen gegeneinander wirtſchaften, ſondern daß planmäßig die
Induſtrie auf und ausgebaut und reſtlos ausgenutzt wird, daß
alle techniſchen Errungenſchaften vereinigt werden in leiſtungsfähigen
Betrieben und Werkſtätten. Das iſt ein Werk, das durch das
Räteſyſtem, das Wiſſen und Können der Arbeiter und Angeſtellten
vlanmäßig durchgeführt werden kann. Wenn wir die Kräfte alle
frei machen, dann werden wir es ſchaffen durch gemeinſame
Arbeit; dann werden wir heranskommen aus den jetzigen Zuſtänden,
aber nicht durch ein Flickwerk, wie es uns hier vorgelegt wird.
Wenn Sie ſich dieſen Aufbau durchdacht haben als Sinn des
wirtſchaftlichen Räteſyſtems, werden Sie ſelber zugeben, daß keine
Rede ſein kann von Bureaufratiſierung und Schematiſierung,
ſondern es ſind die lebendigen Menſchen, die dieſem Aufbau Jnhalt
geden, die immer am Werke ſind und ſchaffen, die immer aus-
gleichen, verbeſſern.

Die Verſtaatlichung hat noch viele Fehler an ſich und
deshalb haben wir für die Verſtaatlichung ſo wenig übrig. Des-
wegen wollen wir die Vergeſellſchaftung, die höhere Stufe, die
Sozialiſierung. Man muß. an ſich nun fragen, warum die Leute,
die bisher Sozialdemokraten waren, die jetzt mit den Vürgerlichen
in der Regierung ſitzen, nicht dazu übergegangen ſind, dieſen
Echritt, der uns immer in all den Jahrzehnten früher vor Augen
geſchwebt hat, zu gehen. Es ſcheint mir faſt ſo, als ob die Herren
in der Regierung im Reden gewandt und tüchtig ſind, aber in
dem Aufbau unſeres Wirtſchaftslebens eben nicht die organiſa-
toriſchen Fähigkeiten entwickeln, die ſie kraft ihrer jahrzehntelangen
ſozioliſtiſchen Vorbildung jetzt endlich entfalten müßten.

Das, worauf die Arbeiter gewartet haben, iſt nicht wahr ge
worden. Uebrig geblieben ſind die ſchönen Reden, die allerdings
unter Umſtänden ſehr gefährlich werden weil ſie vorübergehend
einlullen und weil dann ſpäterhin Dinge, die man durch das Ein
iullen glaubt beruhigt zu haben in ſtärkerem Maße zum Durch-
bruch kommen. (Sehr wahr! bei den U. S. Rufe von den
Soz.: Halle Das hat ſich ja in den letzten Wochen klar und
deutlich gezeigt. Jch werde darauf zu ſprechen kommen und ſcheue
mich nicht, darüber zu ſprechen.

Der Generalſtreik- Kampf für den
Sozialismus.

Abg. Koenen. fährt fort: Dieſer Ausbruch der Bewegung,
den wir im Rheinland, in Mitteldeutſchland, Halle, Thüringen,
Berlin, Leipzig jetzt erlebt haben, ift allerdings eine Folge unſerer
Anfkläruncs arbeit in dieſem Sinne. (Lebhafte Rufe bei den Soz.:
Hört! hört! Hetze Jawohl, wir haben das Räteſyſtem mit
aller uns zu Gebote ſtehenden Macht in den Köpfen der Arbeiter,
die zu uns halten, feſtgeiegt. (Zuruf von den D. Dem. Daher die
Ulrichſtraße geplündert!) Das haben Sie Herrn Noske zu ver-
danken. Cachen und Zurnfe.) Jch komme darauf, Herr Miniſter
Fiſchbeck. Wir haben allerdings den Leuten geſagt, daß im So
zialismus die alleinige Löſung liegt und daß der Sozialismus den
alleinigen Ausweg aus dieſen Dingen bietet. Wenn ſie jetzt ſehen,
daß der Sozialismus nicht wahr werden ſoll, ſondern daß man
irgendwelche Flickerei an dem jetzigen Kapitalismus vornehmen
will, irgendeine Verbindung von Staatskavitalismus und kon-
ſtitutioneller Fabrik, dann iſt allerdings nicht verwunderlich, daß
es zu ſolchen Bewegungen kommt, die man nicht wünſcht. (Lachen
bei den Soz.) Es wird jetzt geſagt, der Streik ſei ein Verbrechen
geweſen. (Sehr wahr! bei der Mehrheit.) Nein, ich ſage: Es iſt
ein Verbrechen geweſen, daß die Leute, die 10, 20, 30 nnd
40 Jahre ſang den Sozialismus im Munde geführt haben, jetzt
Miniſterpoſten übernehmen und dieſe Worte nicht einlöſen.

Sehr wahr! bei den U. Soz.) Das iſt das Verbrechen, das vor
liegt. Das muß angenagelt werden und das werden wir überall
annc geln, wo ſich uns die Gelegenheit dazu bietet. (Lachen und
Zurufe.) Die Herren im Miniſterium laſſen ſich jetzt drängen nach
links, und drängen nach rechts. Wer am meiſten drängt, hat die
größte Ausſicht auf Erfolg. Das iſt der angenblickliche Regie
rungskurs: immer hin und her. (Stürmiſche Heiterkeit.) Wie in
einer Sch(angenlinie taumeln die Leute hin und her. Soll ich noch
deutlicher werden? (Rufe: Nein! Heiterkeit.) Jch denke, ich
habe deutlich genng geſagt, wie dieſes Taumeln zu verſtehen iſt.
Sie tanmeln jetzt ſogar ſoweit, daß, als man von dem Eiſenbahner-
ſtreik in Halle hörte, daß durch die ſtreikenden Eiſenbahner der
Verkehr lahmgelegt ſei, der Miniſter ſagte:
So weit kann doch das Streikrecht nicht gehen, daß man den

Verkehr mitten in Deutſchland ſtilllegt.
Ja, wie weit geht denn das Streikrecht Wo hört es auf und wo
beginnt das Streikrecht (Zuruf vom Regierungstiſch: Das Streik

recht hört da auf, wo das Lebensrecht des deutſchen Volkes be-
Man h Dieſe Frage zu beantworten, iſt ganz unmöglich. Herr

iniſter David ſagt: Das Streikrecht hört, da auf, wo das Lebens-
recht des deutſchen Volkes beginnt. (Lebhafte Zuſtimmung dei der
Mehrheit und rechts.) Das iſt weiter nichts als eine Phraſe, die
mit unſerer Bewegung gar nichts zu tun hat. Tas Taumeln drückt
ſich noch in anderen Momenten aus. Am 238. Dezember wurden
den Arbeitern Arbeiterausſchüſſe verſprochen und gegeben ohne
irgendwelchen W ohne irgendwelches Kontroll- und Mitbe-
ſtimmungsrecht. Sie durften begutachten, Wünſche äußern und
was dergleichen Dinge mehr ſind. Gurufe von den Soz.: Das
hat Herr Hagſe mit unterſchrieben! Das iſt Haaſes Verordnung!

Stürmüſche Heiterkeit.) Wenn Haaſe Kompromiſſe macht, ſo
mag das ja vorübergehend notwendig geweſen ſein. (Erneute ſtür
miſche Heiterkeit.) Oört! hört! Zurufe links: Herr Barrh
war auch daber!) Jch bin dafür nicht verantwortlich. Wir ſtehen
jedenfalls anf dem Boden, daß dieſe Arbeiteransſchüſſe durchaus
ungenügend waren. Schon im Kannar wurde anſtelle der Ans-
ſchüſſe das Wort „Zecheuräte“, „Vetriebsräte“ eingetklanmert. Da
hatte man ſich an das Wort laugiam gewöhnt. Dann kam aber
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die Tendenz rer Betriebsräte, aber kein Mitbeſtimmungs-
recht, kein Einfluß, kein Kontrollrecht. Einige Wochen ſpäter hat
man ſich auch dazu bereit erklärt, ein gewiſſes Mitbeſtimmungs-
recht für die Betriebsräte zuzugeben. So weiß man an einem
Tage nicht mehr, was man am anderen Tage zugeſtehen ſoll. Uns
kann es ja recht ſein, wenn wir durch unſeren Druck die Sache
wieter treiben. ir ſind darüber nicht böſe: aber ich ſtelle feſt,
daß Herr Hue, der heute morgen geſprochen hat, nicht etwa dieſe
Tendenz verfolgt, daß die Betriebsräte uſw. Rechte bekommen
ſollen, ſondern er hat erklärt „Nun, laſſen wir den Leuten dach
die Vetriebsräte; wenn ſich einer Rat nennen will, mag er es
in Gottes Namen tun; wir wollen ihn darin nicht ſtören.“
Wir aber verlangen nicht ein neues Wort, ſondern neben dem
neuen Wort auch neue Rechte für die Arbeiter im Sinne des
Sozialismus.

Es iſt gefordert worden, daß die Arbeiter und Angeſtellten in
den gemeinſam und direkt zu wählenden Vetriebsräten ein Mit
beſtimmungsrecht und ein Kontrollrecht haben ſollen, als Vorſtufe
für die Sozialiſiernng. Jch muß ſagen, in dieſem Falle hat Herr
Jmbuſch, der hier ſprach, viel klarer verſtanden, auf welchen Ur-
ſachen dieſes Drängen und Stürmen, dem die Regierung bis zu
einem gewiſſen Grade jetzt nachgegeben hat, ſich gründet. Ganz
deutlich hat er ausgeführt, wie ſich in den Volksmaſſen dieſe Ge-
fühle geregt haben, die dieſes Mitbeſtimmungsrecht verlangen. Er
ſah ſehr deutlich, daß die Sache, die von unten kommt, wicht mehr
abzuwehren iſt. Jch komme nun direkt auf

die Streikbewegung
zu ſprechen. Am 6. Jannar begann die Bewegung im Nuhrgebiet
durch eine Konſerenz. Es war damals möglich, die wilden Streiks,
die bis dahin tobten, zu beendigen. Mein Genoſſe Braß hat da-
rüber ſchon ausführlich geſprochen. Dieſer Streik im Rührgebiet
iſt ohne die Gewerkſchaſtsorganiſationen, zum Teil gegen ſie, ge-
führt worden. Dieſer Streik iſt nicht in der reinen Form als
wirtſchafts politiſcher Kampf, wie man ſich ihn gedacht Lat, zum
Durchbruch gekommen. Das Bild iſt dort leider verſchoben worden,
durch das Eingreifen gegen den Generalſoldatenrat in Münſter,
der ausgehoben wurde und nun einzelnen Strömungen in der
Arbeiterbewegung den Anlaß gab, fchon den Streik zu erklären
und nicht erſt zu warten, bis die wirtſchaftspolitiſchen Dinge zur
Entſcheidung ſtanden. Es muß aber auch hier geſagt werden, daß
dieſer Streik, der ſo koloſſolen Umfang annahm, ſich nicht auf
irgendwelche alten Organiſationen ſtützte, ſondern lediglich auf die
Arbeiter- und Soldatenräte. Noch klarer und deutlicher iſt der
Kampf in Mitteldentſchland zur Entſcheidung gekommen.
In Mitteldeutſchland lag ein reiner wirtſchaftspolitiſcher Kampf

vor, ein Kampf um die Arbeiterdemokratie,
um das Mitbeſtimmungsrecht der Arbeiter in den Vetrieben, um
die Abſetzung und die Beſeitigung des Rechts der Jnduftriekönige.
Auch hier heißt es, die Könige zu verdrängen und an ihre Stelle
die Beauftragten zu ſetzen. Jn Mitteldeutſchland war dieſer Streik
ein mit wirtſchaftlichen Mitteln geführter Kampf. Er war ſogar
ſo ideal, daß die ſtreikenden Leute ohne Hilfe der Gewerkſchafts-
organiſationen die ganzen 14 Tage im Streik verharrt haben, daß
ſie ſich für die Jdeale ihrer Demokratie, ihres Soziglismus, ein-
geſetzt haben, und daß ſie dieſen Streik für den Sozialismus mit
einer Begeiſterung geführt haben, die anerkannt werden ſollte, wenn
überhaupt noch ein Funke ſozialiſtiſchen Gefühls bei Jhnen übrig
wäre. Dieſer Kampf um die Demokratie und den Sozialismus
iſt ohne jede Stellungnahme der Parteien oder Ge-
werkſchaften aus den Arbeitern durch neugeſchaffene Zentralen
herausgekommen, er iſt ſogar ohne Flugblätter und ohne Volks-
verſammlungen zuſtande gekommen, er iſt zuſtande gekommen aus
dem ausgeſprochenen Wollen der Arbeiter, die das
Verhandeln ſatt hatten und ganz entſchieden erklärten, es der Re
gierung einmal zeigen zu wollen wir machen ernſt mit dem Ver-
weigern unſerer Arbeitskraft. So iſt dieſe Bewegung durch ganz
neugeſchaffene Organiſationen wirkſam geworden. Jch kann n
etwas weiter gehen dieſe Organiſationen hatten noch nicht einma
eine Kaſſe und nicht einen Kaſſierer. (Zuruf: Aber geſtohlene
Gelder! Große Heiterkeit.) Ohne alle Mittel iſt es allein durch
den Jdealismus und die Begeiſterung der Arbeiter möglich ge-
weſen, dieſen großen Streik wirken zu laſſen. Wenn Sie jetzt
noch nicht glauben, daß dieſer Streik aus der Ueberzeugung der
Arveiter heraus elementar zum Ausdruck gekommen iſt, (Lebhafter
Widerſpruch) dann muß ich Sie noch genauer überzeugen. Die
Verhandlungen über das, was in dieſem Streik entſchieden werden
ſollte, ſind, ſeit dem 6. Januar geführt worden. Ende Januar
ſind die Förderungen von Halle ans nach Berlin geſchickt worden.
Am 6. Februar fand die erſte mündliche Verhandlung in Weimar
ſtatt, nachdem vorher ſchon Deputationen in Berlin geweſen waren.
Am 10. Februar waren wiederum Verhandlungen in Berlin, die
zu keinem Ergebnis führten. Am 14. Februar waren Verhand-
lungen in Weimar, die zum Ergebnis hatten die Einſetzung einer
Kommiſſion. Am 15. Februar hat dieſe Kommiſſion ein Kompromiß
zuſtande gebracht. Dieſes Kompromiß iſt von den Arbeitern
Mitteldeutſchlands vertreten worden, wir haben den Arbeitern
zugeredet, ſie ſollten dieſes Kompromiß annehmen.

Die Vertrauensleute der Arbeiter haben uns in den fol
genden Tagen in verſchiedenen Sitzungen klipp und klar er-
tlärt, daß ſie auf das Kompromiß nicht eingehen

Dann haben, noch ehe die entſcheidende Konferenz ſtattfinden
konnte, am Sonnabend, den 22. Febrnar, im Zeitzer Kohlenrevier,
ohne daß eine Verſammlung ſtattgefunden hat und Flugblätter
verbreitet ſind, die Arbeiter aus ſich heraus die Arbeit nieder-
gelegt, ſo daß nur noch übrig blieb, zu ſagen: Wir mißbilligen
dieſen Streik, oder wir ſchließen uns ihm an. Selbſtverſtändlich
haben dann die Vertrauenslente der übrigen Gruben erklärt: Wir
ſchließen uns der Bewegung an, und der Generalſtreik in Mittel
deutſchland war da. Wenn hier nun noch einzelne Herren ſind,
die behaupten wollen, es ſei Terror geübt worden, dann ſind ſie
natürlich nicht zu überzeugen, ſondern daun haben ſie eben den
böſen Willen, uns das zu unterſtellen. Jn Mitteldeutſchland hat
es keine Maſchinengewehre und Handgranaten gegeben, in Mittel
deutſchland iſt gegen jede militäriſche Komplikation mit dem ſchärfſten
Nachdruck gearbeitet worden. Wir haben erklärt: Wir wollen
zeigen, daß ein wirtſchaftlicher Streik möglich iſt ohne militäriſche
Komplikationen. Die mitteldeutſchen Arbeiter ſind unabhängige
Sozialdemokraten, ſie ſind keine Spartakiſten, ſie wollen keine
Gewalt, ſie verſchmähen die Gewaltanwendungen und haben
keine Gewalt angewandt. (Lebhafte Zurufe Widerſpruch.)

Bis zum Sonnabend voriger Woche war im Bezirk
vollſtändige Ruhe.

Widerſpruch und Zurufe.)
Es iſt nicht wahr, daß die Eiſenbahnſchienen aufgeriſſen waren.

Denn der D- Zug Berlin-Halle iſt glatt durchgefahren. (Wieder-
holte Zurufe.

Es iſt ganz entſchieden nicht wahr, daß irgend etwas demoliert
worden iſt. Jn Halle war, bevor die Truppen gekommen ſind,
völlige Ruhe in der Stadt. Das können Mehrheitsſozialiſten
veſtätigen, die dort geweſen ſind. Einer dieſer Augenzengen, der
hierher zur Verhandlung geſchickt worden iſt, hat eingeſtehen
müſſen, daß er niemals eine ruhigere, kraftvollere, ſchönere
und wuchtigere Bewegung geſehen habe. (Widerſpruch.) Daß
Jhnen, meine Herren, die Sache unangenehm geweſen iſt, und
daß Sie verſuchen, ſie zu verdächtigen, kann ich begreifen denn
dieſer Streik hat allerdings ſeinen Eindruck nicht verfehlt, weil
zum erſten Male die Eiſenbahner mitgeſtreilt haben. (Sehr gut!
bei den U. S.) Wir haven den Eiſenbahnern auch geſagt: Bei
ench muß einmal der Beweis erbracht werden, ob die ſozialiſtiſche
Regierung überhanpt eine Ahnung vom Sozialismus hat (Un
ruhe bei den Mehrheitsparteien), ob ſie den Staatskapitalismus,
wie er bei den Eiſenbahnen vertreten wird, weiter aufrecht er
halten will, oder ob ſie dieſen Staarskapitalisinns durch Soziali-
ſierung des Eiſendahnweſens adiöfen will. Die Regierung hat
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h Vergfeichen umernommen. Arbetern deut
lich geſagt W h von aſoſtem geht. Die Gſendahner haden dieſen
wollten zum Räteſyſtem und das
hat einen Teil dieſes Weges mitgehen wollen und da kam die
große Jntelligenz eines guten Tages zum ar derus. die erklärteRein, die Räke werden nicht anerkannt. d es war, als wenn
die Regierung von allen guten Geiſtern verlaſſen war. Am
Abend, bevor die Bergarbeiterkonferenz zuſammentreten
über den Bergarbeiterſtreik ar entſcheiden, teilte der Eiſenbahn
präſident den Eiſenbahnern klipp und klar mit: Euch werden die
Räte nicht anerkannt, die wir euch zu dreiviertel ſchon zugeſtandenben. Das Ergebnis der wochenlangen Ve dendiun en der

iſenbahner war mit einem Federſtreich beſeitigt. Die Folge war,
daß die Eiſenbahner nun erklärten: Uns geht es wie euch Berg
arbeitern wir ſchließen uns euren Kämpfen an und treten mit
in den Streik. Es waren zwei wirtſchaftliche Kämpfe, die zu
ſammengefaßt allerdings ſehr große Wirkungen brachten.

Es iſt aber noch in der ganzen Woche weiterverhandelt worden.
Die Forderungen der ſtreikenden Arbeiter ſind am 23./24. tele
graphiſch hierher gekommen. Am 25. haben Verhandlungen mit
den Unternehmern ſtattfinden ſollen.

Die Arbeitervertreter waren da, die Unternehmer ſind
nicht gekommen.

Der Berghouptmann hat ſich ſchwer darüber beklagt. Am
26. kam die Zuſage des Miuiſters, er würde nach Halle zur Ver
bandlung kommen. Am 27. kam die Abſage, daß er nicht nach
Halle komme, wir ſollten nach Weimar kommen. Am 28. hatten
die Arbeiter den Zug fertig, um die ganze Verhandlungskom
mifflon nach Weimar zu fahren, ein Zeichen, daß die Schienen
nicht aufgeriſſen waren. Der Zug ſtand dereit, aber in dem
Augendlick, als die Verhandlungen beginnen ſollten, kamen die
Roskegarden und ließen den Zug nicht fahren (Hört, hört! b. d.
U. S.), ſo daß die Verhandlung nicht ſtattfinden konnte. Das iſt
das Ergebnis des militäriſchen Eingreifens. Jetzt erklärte der
Soldatenrat: Wir ziehen unſere Poſten in der Stadt zurück. Die

je davon war, daß unſere ſchöne Stadt Halle zwei Tage lang
ohne jede Bewachung war. Die Polizei ſtreikte, der Soldatenrat
zog ſeine Poſten zurück, die Noskegarde konnte die Stadt allein
nicht beſetzen (Zurufe links), und da ging allerdings das Leben
los. Da kamen die Leute heraus, die nicht zu den Streikenden
gehörten, die keine Unabhängigen Sozialdemokraten ſind.
kamen die Subjekte, die das Ergebnis der jahrelangen Erziehungs
arbeit der bürgerlichen Geſellſchaft ſind (Zuruf und Lachen), da
kam das Lumpenproletariat und hat die Läden in der Ulrichſtraße
geblündert. Das iſt der Erfolg Jhrer langjährigen Kulturarbeit,
daß es ſolche Leute gibt, die ſo etwas tun. (Erneute Zurufe und
Widerſpruch.) Für dieſe Leute laſſen wir uns auf keinen Fall
verantwortlich machen. (Wiederholte Zurufe.) Solange der Ar-
deiterrat und der Soldatenrat die Macht in Halle in Händen
batte, iſt keinem Menſchen ein Haar gekrümmt worden, keine
renſterſheibe eingeſchlagen, kein Güterwagen angetaſtet keine

Schiene berührt. nichts iſt ruiniert worden, Ruhe und Ordnung
ſind in vollem Umfange aufrechterhalten worden.

In dem Angenblicke, wo die Regiernngstruppen kamen,
war es mit der Drönung vorbei.

Dadurch find die Störungen gekommen. da kamen die Maſchinen
gewehre und die Handgranalen, die bisher nicht da waren. (Lachen
und Zurufe.) Das ſind die hiſtoriſchen Feſtſtellungen, die ich
hier zu treffen habe. (Zuruf von den Soz.: Wo kamen die Hand
grangten her Die Mannſchaften haben ſie mitgebracht. (Lachen
und Zurufe.) Spartakiſten gibt es in Halle nicht. Wir haben in
den Gegenden, wo die unabhänigige Bewegung iſt, keine ſparta
Ziſtiſche. Wenn ſich dort nachher Ereigniſſe abgeſpielt haben, die
jeder Menſch bedauern muß, die kein Menſch billigen kann, ſo
find allein die Regierungstruppen dafür verantwortlich. Es
herrſchte Ruhe in der Stadt, es war Ordnung. Daran kann kein
Menſch drehen und deuteln. (Lachen.)

s wird nun geſagt, die Sezigliſierung ſei da. Jch muß abernoch klarmachen, e mit dem, was Sie jeht tun, den ele-
mentaren Willen der Arbeiter nicht beſänftigen können, insbeſondere
nicht durch ein Flickwerk, wie Sie es jetzt hier vornehmen wollen.
Den Arbeitern ſoll eine Art Räteſyſtem bewilligt werden, eine
„Verankerung der Betriebsräte, Bezirksarbeiterräte, Zentral-
arbeiterräte“, als wirtſchaftliche Jnſtitution ſollen ſie in der Ver
faſſung Aufnahme finden. Sbviel wir aber wiſſen, ſtellt man ſich

ter das bisherige Arbeitskammergeſetz vor, das allerdings
nicht nach dem Wunſche der Arbeiterſchaft iſt, denn

dieſes Arbeitskammergeſetz iſt Geift vom alten Geiſt.
Der alte Geiſt taucht in dieſem Geſetz wieder auf. Schon vor
dem Kriege wurden von den Sozialdemokraten Arbeiterkammern
verlangt. Sehr wahr! bei den U. S.) Jetzt aber hahen wir eine
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ſozigliſtiſche Regierung, die dieſe Arbeiterkammern nicht wahr-
macht. (Zuruf von den Soz.) Sie ſetzt Arbeitskammern ein, in
denen die Unternehmer wieder das volle Uebergewicht beſitzen
werden, ſo daß ſie in Wirklichkeit neue Unternehmerkammern ſein
rnperden. Dieſe Unternehmerkammern ſind auf dem Prinzip der
Parität begründet. Die Demokratie etwa ſo anzuwenden, daß ein
anzts Dutzend Unternehmer dasſelbe Vertretungsrecht bekommen

wie Millionen von Arbeitern, das iſt für die jetzige Zeit keine
Parität, keine Demokratie mehr, mit der ſich die Arbeiter abfinden

den. Wellen Sie wirkliche Demokratie, dann machen Sie eine
hre Wirtichattsdemokratie, aber nicht dieſes Flickwerk, das

vieder. den Einfluß der Unternehmer auf die Arbeiter neu be
feſtigt und ſichert. (Zurufe.)

Die Regierung hat auch einige Zuſagen hinſichtlich der Betriebs
räte und ihrer Rechte gemacht. Aber auch hier, wo man aufangen
könnte, etwas ſozialiſtiſch zu werden, zeigt ſich ſofort, daß der Ein
fus wieder beſchnitten wird. Es iſt ausdrücklich feſtgelegt worden,
daß die Betriebsräte auf die kaufmänniſchen Angelegenheiten keine
Milentſcheidung ausüben ſollen. Gerade da, wo die wirtſchafts

hen Angelegenheiten der Gewerbe und Betriebe entſchieden
ollen, iſt das Mitbeſtimmungsrecht beſchnitten. Wie

übrigens die Unternehmer geneigt ſind, Frieden mit den
Betriebsräten zu ſchließen, geht daraus die Arbeiter
trotz dieſer Halbheiten und der ungenügenden Zuſagen bereit

ren, die Bedingungen zu unterſchreiben; die Unternehmer da
en haben dieſe Bedingungen nicht unterſchrieben. ur den

ntiernehmern will man nicht wehe tun, nur die Unternehmer
will man nicht ſcharf angreifen. Und dann glaubt man, ſoziali-
ſieren zu können Das iſt ein himmelſchreiender um, dem
Sie nun und nimmer entgehen können, wenn Sie ſich nicht auf
den Boden des wirklichen radikalen Sozialismus und des Räte-
iyſtems klar und deutlich ſtellen. (Glocke des Präſidenten.)

Die Mehrheitsſozialiſten haben einen Antrag eingebracht. Wir
werden dafür eintreten, daß er an die Kommiſſion überwiefen wird,
müſſen aber erklären, daß das, was darin gefordert wird, von dem
Rätekongreß ſchon im Dezember viel beſſer und wirkungsvoller
eſggt und beſchloſſen worden iſt. Wenn die Regierung bisher
dieſem Beſchluß des geh nicht nachgekommen iſt, ſo ſind
diejenigen ſchuld, die jetzt Antrag erneut ſtellen. Es bleibt
mir nur wenig zu ſagen zu dem zweiten

Entwurf über die Kohlenwirtſchaft.
Da muß geſagt werden, daß das Wort Rat zweimal von der
Regierung angewandt wird, Reichskohlenrat und Sachverſtändigen
rat. Damit glaubt die Regierung den Arbeitern Sand in die
Augen ſtreuen zu können. Jndem ſie Räte einfetzt, glaubt ſie, ſie
habe das Räteſyſtem gegründet. Wenn Sie nicht mit dem Wort
einen neuen Begriff verbinden und eine neue Sache einrichten,
werden Sie damit keine Ruhe ſchaffen. Nach 8 3, der die vielen
Mitglieder für den Sachverfſtändigenrat eht, ſollen die Unter
nehmer 15 Stellen bekommen, die Arbeiter ebenfalls 15 Stellen,
und es ſollen noch 15 Herren von der Regierung zu
gezogen werden. ſollen gueh noch drei 27 aus dem Handel

gezogen werden, und die Zuziehung iſt ſa, man mit Gichevi darauf rechnen kann, daß

je Unternehmer wieder das Heft in der Hand haben
werden, auch bei der Kohlenbewirtſchaftung. Sie werden fich mitdieſem Geſetz nicht retten können. Der Seut wegen kann 2 a

e

werden
werden

m

en a h5 d, wenn der Bolſche

gen ulden, die Sie uns durch den
ſein, das mit den Herren beſonders

muß, und es wird ſich dann zeigen, ob die Me
e bereit ſind, die Bedürfniſſe an Finanzen, die für
liſierung ſichergeſtellt werden ſollen, von denen rim Beſit von Kapitalien ſind, oder nicht, oder ob ſie bei der

Durchführung der Sozialiſierung Rückſicht nehmen auf die, die
m keine Spur von Rückſicht verdienen.

e Streiks ſind zu Ende, die Generalſtreiks in
S Erfurt ſind abgebrochen. (Hört! S Jawohl, abge

rochen (Heiterkeit.) Auf der anderen Seite ſehen Sie, daß es
in Oberſchleſien wieder zu flackern beginnt, und aus Kaſſel kommt
eben die Nachricht zu uns, daß auch eine Aktion im Gange iſt, die
darauf ausgeht, den Sozialismus ſicherzuſtellen. Dieſen Be
ſtrebungen, die ſich doch wieder geltend machen, wird Sconung
getragen werden müſſen. Dieſe großen en wenden ſic
auch an die Leute von der mehrheits ſozialiſtiſchen Partei. Sie
fordern von ihnen jedenfalls ganze Arbeit für den Sozialismus,
und wenn wir ganze Arbeit den Sozialismus machen, dann
werden wir m dem jetzigen Notſtand, aus dem Hunger

rauskommen. Wir werden es dann aber auch erleben, daß eine
inigung des Proletariats erſolgt. Nur durch kraftvolle Ver

tretung des Sozialismus werden wir in Deutſchland ans dem
Elend heranskommen, nur durch die kraftvolle Vertretung des
wirklichen Sozialismus werden wir die Einigung des Prole-
tarigts erleben. Erleben wir ſie nicht mit Jhnen, dann über
Ihre Köpfe hinweg. (Bravo bei den U. S.)

Halle und Saalkreis.
Halle, den 12. März 1919.

Neuwahl des Arbeiterrates am Sonntag!
Der Anzeigenteil der vorliegenden Nummer enthält eine Be

kanntmachung des Magiſtrats über die Neuwahl der
Arbeiterräte. Die Wahlen ſollen nach den neuen Be-
ſtimmungen diesmal auf einer aderen, „breiteren“ Grundlage
vorgenommen werden. Durch ihren Einſpruch wollen die Halliſchen

Regiernngsſozigliſten im Verein mit den Veamten
vereinigungen auch für Halle eine Neuwahl des Arbeiter
rates herberführen. Wie uns ſoeben mitgeteilt wird. hat
daranfhin der Magiſtrat die Wahl für nächſten
Sonntag angeſetzt.

Der Vorſtoß der Regierungsſozialiſten und der Angeſtellten
iſt ein Ueberumpelungsverſuch, den es gilt mit allen Kräften
wirkſam zu begegnen. Darnum, organiſierte klaſſenbewußte Ar
beiter und Arbeiterinnen von Halle, trefft ſofort alle nnerläß
lichen Vorbereitungen, um den gegen euch geplanten Schlag
tatkräftig abzuwehren! Um eyure ureigenſte Sache geht es!
Seid auf dem Poſten!

Eine Sitzung des Großen Arbeiterrates
iſt Freitag, den 14. März, nachmittags Punkt 4 Uhr, im Stadthaus.

Tagesordnung:
Stellungnahme zur Neuwahl des Arbeiterrates.
Bericht der Delegation über die Verhandlungen

in Weimar.
Verſchiedenes.

Die bürgerlichen Ordnungslente“ rüſten!
Nach Ausbruch der Revolution war das kapitaliſtiſche Bürger

tum recht ſtill geworden, ja viele dieſer Herren gebärdeten ſich aus
Angſt oder aus Geſchäftsrückſichten recht revolutionär. Das glaubt
man jetzt nicht mehr nötig zu haben, nachdem ſich die neue Regie
rung ſo trefflich als Schützer der Bourgeoiſie bewährt hat. Während
man auf der einen Seite die völlige Entwaffnung der Arbeiter
fordert, ſtrebt man andrerſeits nach Wiederaufrichtung des alten
militariſtiſchen Syſtems. Zugleich gründet man, wie jetzt in Halle,
ſogenannte Bürgerwehren. Unter ſchamloſen Lügen und Ent-
ſtellungen nimmt man die bedanerlichen Vorgänge der lezten
Woche zum Vorwand. Jn einem an allen Plakatſäulen prangenden
Aufruf „Einige Hundert ordnungsliebender Bürger von Halle“ wird
gegen den A. und S.-Rat und deſſen Sicherheitswache gehetzt. Es
heißt da u. a.

„Ordnungsliedende Einwohner von Halle! Jhr alle haßt
erlebt und geſehen, wie unter der Negierung von A. kcd
E.-Rat und unter dem Schnzte der ſogenannten Sicherheitswache
ſeit Monaten die Unfſicherheit und Zuchtloſigkeit von Tag zu
Tag zugenommen haben, bis ſie ſich in den letzten Tagen zu
Aufruhr und Plünderungen, zu Mord und Todſchlag aus
gewachſen hat.“
Soviel Worte, ſoviel Lügen Wir können nur immer wieder feſt

ſtellen, daß „unter dem A. u. S.-Rate“ vollſte Ordnung in Halle
geherrſcht hat. Wir fordern die „ordnungsliebenden Bürger“ auf,
den Gegenbeweis zu erbringen. Es bleibt dabei, daß die Unruhen
und Plünderungen erſt in dem Augenblick begannen, als die Re
gierungstruppen in Halle erſchienen. Trotzdem die dreiſte Hetze
gegen den verhaßten A.- u. S.-Rat. Jn dem Aufruf iſt dann
noch von Gewalt und Verbrecherherrſchaft die Rede, und an alle
waffengeübten Bürger wird die Aufforderung gerichtet, zu einer
dauernd tätigen Truppe zuſammenzutreten.

Wenn es ſich wirklich darum handeln würde, Eigentum und
Leben der Einwohner zu ſichern, ſo würde ſich wenig gegen die
bürgerliche Schutzgarde einwenden laſſen. Die erfolgreiche Tätig-
keit der Sicherheitswache hat es bewieſen, daß die Arbeiterſchaft
gewillt und in der Lage war, Ruhe und Ordnung aufrecht zu er
halten. Sie würde es auch künftig wieder tun. Wenn aber die
Stadt mit Truppen, Schutz und Bürgerwehren, mit Maſchinen
gewehren und Geſchützen überflutet wird, dann wird dadurch nur
erneut die Möglichkeit zu Zuſammenſtößen geſchaffen. Hinter der
Gründung der Bürgerwehr verbürgt ſich aber, das zeigt der Auf
ruf allzu deutlich, das Streben des Bürgertums, die durch die
Revolution verlorene Vorherrſchaft wieder au ſich zu reißen.
Die Bürgerwehr ſoll eine Kampftruppe der erwachenden
Gegenrevolution werden! Nun, laſſen wir nur die „Er-
eigniſſe* ruhig an uns herantreten. Die klaſſenbewußte Arbeiter
ſchaft wird zu gegebener Zeit aus ſich heraus unzweifelhaft die
Kraft und auch die Mittel zur Ueberwindung der Gegenrevolution
gewinnen Allen ſogenannten „Bürgerwehren“ zum Trotz

Der Belagerungszuſtand
wird über den Stadtkreis Halle hinaus auf einen Umfang von
etwa 30 Kilometern rund um Halle ausgedehnt werden. Nach
den Verſicherungen des Generals Maercker allerdings nur in
ſeiner „mildeſten“ Form und in der Hauptſache zum Zwecke der
Waffenbeſchlagnahme durch die Nosketruppen.

Städtiſche Lebensmittelausgabe.
Verkauf von Heringen in der Talamtſchule, am Donnerstag

ſcheine Rit den ern i 600 bis zurück 40501
den 13. März 1919. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaberr Leben un

der Tolamſchn teren a1919.

Sinlauf werde r Interer J
werden die Jnder L Ja eine el bis 16000 vormittags von 6 bis

12 Uhr und die ber der Nummern 16001 bis 18000 nach
mittags von 2-6 Kleinhandelstöchſtpreiſe für e

tet e e ng. e Mödren is Pfa., Roie Rüben 15 Pfo.

Die Namen nenen Stadtverordneten werden jeßt vom
Mag ſern cuei bekanntgegeben. Der S aglſtrat weiſt am

e
r4 r wahlberechtigten Perſon Einſpruch erhoben werden kann.

Die Gasſ t von morgens 6 Uhr bis abends 6 Uhr
für die Abnehmer des Gaswerks Giebichenſtein

Trotha und Kröllwitz Geltung erhalten.
Die Fahrgeldeinnahme der Städtiſchen Straßenbahn betrugim Ken cGruar 1919 348 173,87 3

Die Freie Jugend hält heute, Mittiwoch, pünktlich 7 Uhr,
im Volkspark eine wichtige Sitzung des erweiterten Ausſchuſſes ab.

Kammerſänger Franz Schwarz iſt am Montag in Magde-
burg, Wiabrig einem längeren, inneren Leiden erlegen. Seit
1916 war er Mitglied des Magdeburger Stadttheaters an das ervon Halle kam. Am Hatliſven Stadttheater war er unter
der Direktion Richards von 1911 bis 1915 tatig, und einer der
beliebteſten und am meiſten geh atg Sänger, deſſen bedeutenden
künſtleriſchen Leiſtungen die Halliſchen Theaterbeſucher manche
unterhaltende und genußreiche Stunde verdanken. Er war, wie
die M. Z. in einem Nachrufe treffend von ihm ſagt, „ein Baß
Barſtonſſt, der ſeine vielen und ſtarken Erſolge nicht nur einer
glücklichen, natürlichen Veranlagung, ſondern einem eiſernen Fleiße
und einer nimmermüden Arbeit an ſich verdankte. Ex gehörte in
den neunziger Jahren z den Künſtlern, die unter Richard Strauß
einen Neuruhm des Weimariſchen Hoftheaters begründeten. Die

Rollen, die er dort ſein eigen nannte, namentlich aber die
ufgaben, die ihm das Muſikdrama Wagners ſtellten, ſchufen ihm

weit über Weimar hinaus Anerkennung und tragenden Erfolg.“
Anerkennung und Erfolg blieben ihm auch in ſeiner Halliſchen
Wirkſamkeit treu. Denn Schwarz war nicht nur ein glänzender,
von der Natur mit einer herrlichen, klangſchönen Stimme begabter
Sänger, er war auch ein vorzüglicher Darſteller in allen ſeinen
Rollen verſchmolz er Geſang und Darſtellung zu wirkungsvollſter
künſtleriſcher Einheit und Ausgeglichenheit. Von ſeiner großen
künſtleriſchen Vielſeitigkeit legen Rollen wie Hunding und Wotan
in Wagners Nibelnngen, ſein Gurnemanz im Parſifal, ſein Köni
Heinrich im Lohengrin, ſein Waffenſchmied Stadinger, ſein Falſta
in den Luſtigen Weibern uſw. gleich vortreffliches Zeugnis ab.
Er verkörperte würdigen Ernſt und ſonnigen Humor mit gleicher
Vollkommenheit. Und als er mit dem Weggange von Richards
ſein Wirken am Halliſchen Stadttheater aufgab, wurde das Scheiden
des verehrten Künſtlers allgemein auf das lebhafteſte bedauert.
Eine dankbare Erinnerung über das Grab hinaus iſt ihm anch
in Halle bei allen denen ſicher, denen er mit ſeiner reichen Kunſt
ſo oft die Sinne erfreute und das Herz erhob.

Fine Trauerfeier für den ermordeten Oberſtlentnant von
Klüber fand Dienstag nachmittag um 3 Uhr in der Garniſon
kirche am Domplatze ſtatt. Außer den Leidtragenden nahmen
daran teil: Der Vizepräſident der Nationalverſammlung Konrad
Haußmann, der Zentrumsabgeordnete Dr. Pfeiffer, Graf Hobenau,
der Direktor des Bureaus der Nationalverſammlung, Geh. Regie
rungsrat Jungheim, die Offiziere des Landesjägerkorps. Kränze
waren u. a. niedergelegt worden von der Nationalverſammlung,
von der Stadt Halle, dem Oberbürgermeiſter, dem Landesjäger
korps, von der Oberpoſtdirektion uſw. Nach der Trauerfeier wurde
der Sarg nach dem Bahnhofe gebracht zur Ueberführung nach der
Heimat des Ermordeten.

Stadtthaater. Heute, Mittwoch, gelangt Richard Wagners
Der fliegende zur Aufführung. Donnerstag erſte Wieder
holung von Anzengrubers Bauernkomödie Der G'wiſſenswurm.
Freitag Roſſinis komiſche Oper Der Barbier von Sevilla zum
erſten Male in Szene. Sonnabend Die Roſe von Stambul.
Sonntag Carmen. Montag Das Dreimäderlhaus.

Zur Ermordung des Seldbriefträgers Schlegel teilt der
Polizeibericht mit: Die Leichenöffnung hat ergeben, daß Schlegel
durch zwei Schüſſe getötet worden iſt. Durch die Auf-
findung der Leiche in einem Sack iſt jetzt, was bisher keineswegs
feſtſtand, zur Gewißheit geworden, daß der Mord in einem Ge-
bäude und nicht im Freien ausgeführt wurde. Verwunderlich
wäre es, wenn niemand die Schüſſe gehört haben ſollte. Schlegel
iſt zuletzt am 6. Januar, abends gegen 43 Uhr, an der Ecke
Lerchenfeld- und Jakobſtraße geſeden worden. Am folgenden
Tage, früh zwiſchen 7 und 8 Uhr, hat, wie bereits früher mit
geteilt wurde, ein Zeuge geſehen, wie zwei Männer einen zu
genähten Sack nach der Hafenbahnbrücke ſchleiften, und ein
anderer Zeuge will kleine Blutflecke am Ende der Schleifſpur vor
der Hafenbahnbrücke geſehen haben. Es wurde ſchon damals ver
mutet, daß dieſe Wahrnehmungen mit dem Morde in Verbindung
r bringen waren. Die Männer werden beſchrieben Beide etwa

Jatre alt, der größere 1,75 Meter groß und trug braunen,
kurzen Ulſter mit graubrannem Pelzkragen, der kleinere etwa
1.69 Meter groß und trug ſchwarzen Ueberzieher mit Samtkragen.
Eine weitere Beſchreibung konnte nicht gegeben werden. Unter
Hinweis auf die ausgeſetzten Belohnungen wird nochmals ge
beten, alle Wahrnehmungen ſchleunigſt der Kriminalpolizei, Drey
hauptſtraße 4, Zimmer 71 oder 73, mitzuteilen.

Von den Landesjägern abgeſucht wurden geſtern die Straßen
viertel am Domplatz, ſowie die Gr. Klausſtraße und ihre Neben
ſtraßen. Es wurden verſchiedene Heeresgegenſtände und auch
Diebesgut aufgefunden. Gegen zehn Perſonen wurde dieſerhalb
Anzeige erſtattet. Ein Mann wurde wegen unberechtigten Tragens
von Uniform, ein anderer wegen Teilnahme an der Schießerei
feſtgenommen.

geffentliche Vollsverſummlung

am Donnerstag, den 13. März, abends 6 Ahr, im
Volkspark, Burgſtraße 27.

Tagesordnung:
Stellungnahme zur bevorſtehen-

den Wahl des Arbeiterrats,
die auf Beſchluß des Magiſtrats bereits am nächſten

Sonntag ſtattfinden ſoll.

Redner: Parteiſekretär Hildebrandt.
Arbeiter! Man will Euch überrnmpeln, darum

auf zur Verſammlung
Unabhängige sozialdemolratiſche Partel,

Verein Halle.
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